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Das Motto zum Tag der Arbeit 2007 spiegelt viele
unserer zentralen Forderungen. Als Deutscher Gewerk-
schaftsbund setzen wir uns dafür ein, dass Menschen
das bekommen, was sie verdienen: anständige Arbeit,
angemessene Entlohnung, das Recht, am Arbeitsplatz
mitbestimmen zu können. Immer mehr Menschen
arbeiten für Hungerlöhne und brauchen staatliche
Unterstützung zum Leben. Viele bekommen trotz Auf-
schwung nur befristete Jobs, Mini-Jobs oder Leih-
arbeitsstellen. Wir haben uns deshalb im vergangenen
Jahr verstärkt für gesetzliche Mindestlöhne eingesetzt,
damit der Niedriglohnsektor nicht weiter wächst, und
für qualifizierte Arbeitsplätze gekämpft. Aber auch der
Protest gegen die Rente mit 67, die letztlich ein Ren-
tenkürzungsprogramm ist und zu mehr Armut im Alter
führen wird, stand im Zentrum unseres Engagements.

Als Interessensvertretung der Beschäftigten sind wir in
unseren drei Bundesländern wichtige Akteure. Dies
haben wir in Niedersachsen mit unseren gewerkschaft-
lichen Forderungen zur Landtagswahl deutlich gemacht.
Unter dem Motto „Niedersachsen hat mehr verdient!
Gute Arbeit. Soziale Gerechtigkeit.“ erwarten wir von
einer neu zu wählenden Landesregierung, das Wohl
der Beschäftigten wieder stärker in den Mittelpunkt
der Politik zu rücken. 

Auch in Bremen hat sich der DGB mit seinen Vorstel-
lungen in den Wahlkampf zu den Bürgerschaftswahlen
eingebracht. Forderungen nach einem Landesvergabe-
gesetz, das alle staatlichen Dienstleistungsaufträge an
Tariftreue bindet, oder nach einem Mindestlohn konn-
ten in Parteiprogrammen verankert werden. 

In Sachsen-Anhalt macht uns das Erstarken rechtsex-
tremer Parteien große Sorgen, insbesondere auf kom-
munalpolitischer Ebene. Der DGB hält dagegen. Ge-
werkschafter in kommunalpolitischen Parlamenten sind
aufgerufen, sich der Zusammenarbeit mit Rechtsextre-
men zu verweigern. Das ist das Geringste dessen, wozu
wir wegen unserer historischen Erfahrungen als Gewerk-
schaften in der Nazizeit verpflichtet sind.

Unser Ziel ist es, dafür zu sorgen, dass Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer auch in zunehmend unsiche-
ren Zeiten abgesichert sind, dass Arbeitslose nicht ab-
gehängt werden und dass unsere Gesellschaft sozial
bleibt. Dafür stehen wir.

Wir danken allen, insbesondere den ehrenamtlich Enga-
gierten und allen Mitgliedern in den Gewerkschaften,
die gemeinsam mit uns an diesen Zielen arbeiten.

Du hast mehr verdient!

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Udo Gebhardt

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Landesvorsitzende
Bremen

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhardt
Stellvertretender DGB-Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
DGB-Landesvorsitzende Bremen
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Niedersachsen

Konjunkturbedingt geht auch in Niedersachsen die
Zahl der gemeldeten Arbeitslosen zurück, die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung steigt. Ende
September 2007 waren 333.685 Arbeitslose gegenü-
ber 391.280 vom Vorjahr gemeldet. Ende August
waren nach vorläufigen hochgerechneten Zahlen
2.393.500 Menschen sozialversicherungspflichtig
beschäftigt. Der Beschäftigungsaufbau findet aller-
dings problematischer Weise insbesondere in prekären
Bereichen wie Zeitarbeit, befristeter Beschäftigung und
Minijobs statt.

Arm trotz Arbeit
Zudem ist die Zahl der Menschen, die neben ihrer
Erwerbstätigkeit Arbeitslosengeld II zur Existenzsiche-
rung benötigen, gestiegen. Während im September
2005 erst 88.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Niedersachsen ihr Einkommen durch Arbeitslo-
sengeld aufstocken mussten, waren es im Januar 2007
bereits fast 94.000. Mittlerweile muss für jede achte
Leiharbeitskraft über staatliche Transfers der Armuts-
lohn auf das gesellschaftliche Existenzminimum ange-
hoben werden. Auch deshalb fordern wir Mindestlöhne.
Diese Forderung stand 2007 im Mittelpunkt unserer
DGB-Veranstaltungen zum Tag der Arbeit, einer öffent-
lichen Anhörung der niedersächsischen SPD-Landtags-
fraktion, an der wir uns beteiligten, und vieler anderer
Veranstaltungen mit DGB-Teilnahme. In einer Klausur-
tagung haben sich Vertreterinnen und Vertretern aus
den drei Bundesländern unseres DGB-Bezirks mit dem
Thema Mindestlöhne und Prekäre Beschäftigung be-
fasst. Neben dem länderübergreifenden Informations-
austausch standen Referate von Johannes Jakob vom
DGB-Bundesvorstand und Dr. Norbert Reuter, ver.di-
Bundesvorstand, über „Alternativen zum gesetzlichen
Mindestlohn“ im Mittelpunkt.

Beschäftigung öffentlich fördern?
An den Langzeitarbeitslosen geht die Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt vorbei. In die Suche nach Alternati-
ven hat sich der DGB-Bezirk im Februar 2007 gemein-

sam mit der DGB-Region Niedersachsen-Mitte mit
einem Fachforum „Öffentlich geförderte Beschäftigung
in der Diskussion“ eingebracht. Fachleute aus Arbeits-
marktpolitik und Beschäftigungsförderung, aus Wohl-
fahrtsverbänden und Beratungsstellen diskutierten mit
über 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmern unter-
schiedliche Optionen und Vorstellungen, wie Langzeit-
arbeitslose bessere Perspektiven erhalten können.

Zu wenige Lehrstellen!
Konjunkturbedingt gab es auf dem niedersächsischen
Ausbildungsstellenmarkt Ende September 2007 eine
leicht positive Entwicklung. Aber immer noch klafft
zwischen den über 70.000 gemeldeten Bewerberinnen
und Bewerbern und den gut 47.000 gemeldeten Aus-
bildungsstellen eine große Lücke von rund 23.000
Ausbildungsplätzen. Viele Jugendliche weichen des-
halb in Warteschleifen aus und verschwinden so aus der
Statistik. Auf dem Ausbildungsstellenmarkt besteht des-
halb kein Grund zur Entwarnung.

Schwerpunkte
Arbeitsmarktpolitik



Der DGB hat sich an dem 2007 neu aufgelegten nie-
dersächsischen Pakt für Ausbildung nicht beteiligt. Aus
unserer Sicht ist der Pakt eine politische Alibiveran-
staltung. Wenn die darin angekündigten neuen Ausbil-
dungsplätze nicht geschaffen werden, sind keinerlei
Handlungsoptionen vorhanden. Es geht dem Pakt nur
um neue, nicht um zusätzliche Angebote an Ausbil-
dungsplätzen. Auch wenn es insgesamt weniger Aus-
bildungsplätze gibt als in der Vergangenheit, kann der
Pakt eine angekündigte Anzahl neuer Ausbildungs-
plätze erreichen und somit erklären, der Pakt habe sein
Ziel erreicht. Auf die in sieben Punkten zusammenge-
fassten „Anforderungen des DGB-Bezirks an einen Aus-
bildungspakt“ gab es keine nennenswerte Reaktion
der Landesregierung.

Bremen

Auch in Bremen macht sich die gute Konjunktur be-
merkbar. Die Arbeitslosenquote lag im September bei
12,3 Prozent gegenüber 14,4 Prozent im Vorjahr. Auch
Ältere profitierten vom Aufschwung, bei ihnen betrug
der Rückgang an Arbeitslosen 14,4 Prozent gegenüber
dem Vorjahreswert. Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten stieg um 2,8 Prozent. Nach
Schätzung der Arbeitsagentur Bremen stammen aller-
dings rund 40 Prozent der neuen Stellenangebote von
Leiharbeitsunternehmen. 

In der Krise des europäischen Luft- und Raumfahrt-
konzerns EADS setzte sich der DGB gemeinsam mit der
IG Metall dafür ein, möglichst viele der qualifizierten
Arbeitsplätze im Konzern und am Standort Bremen zu
sichern, und begrüßte das finanzielle Engagement des
Landes Bremen. 

In der Auseinandersetzung um eine Verlängerung des
Ladenschlusses in Bremen setzte sich der DGB dafür
ein, die Schutzrechte der Beschäftigten abzusichern. In
einer mit dem DGB und den betroffenen Gewerkschaf-
ten abgestimmten Entschließung der Bremischen Bür-
gerschaft wurde der Senat zu einer entsprechenden
Bundesratsinitiative aufgefordert.

Faire Aufträge vergeben
Unter maßgeblicher Mitwirkung des DGB und der
Gewerkschaften hat die Bremer SPD-Fraktion ein Ver-
gabegesetz auf den Weg gebracht, das die Einhaltung
der tariflichen Vergütung bei allen öffentlichen Verga-
ben sichert und nicht nur wie bisher im Bereich Bau
und Öffentlicher Personennahverkehr. Bevorzugt bei
Vergabeverfahren werden in Zukunft solche Firmen,
die Ausbildungsplätze anbieten und Frauenförderpläne
haben.

Im Rahmen der Mindestlohnkampagne von DGB, ver.di
und der Gewerkschaft Nahrung Genuss Gaststätten
(NGG) haben die Gewerkschaften erreicht, dass sich
der Senat dazu verpflichtet, dafür zu sorgen, dass bei
öffentlichen Aufträgen in Bremen mindestens ein Lohn
von 7,50 Euro gezahlt wird.

Strukturpolitik arbeitnehmerorientiert
Mit einem Positionspapier zur Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik schaltete sich der DGB vor der Bürger-
schaftswahl in die Auseinandersetzung um die künftige
Ausrichtung der Strukturpolitik im Land Bremen ein.
Der DGB weist darin auf die Notwendigkeit einer akti-
ven Bestandspflege der industriellen Basis (maritime
Industrie, Logistik, Häfen, Luft- und Raumfahrt, Fahr-
zeugbau oder Nahrungs- und Genussmittelindustrie)
im Land Bremen hin. Dies gilt ebenso für die Pflege
und den Ausbau der bestehenden gewerblichen Klein-
und Mittelbetriebe und des Handwerks.

Recht auf gute Ausbildung
Trotz Erfolgsmeldungen ist die Ausbildungssituation
nicht zufriedenstellend. Gegenüber dem Vorjahr gin-
gen die gemeldeten betrieblichen Ausbildungsstellen
zurück, einen Zuwachs gab es lediglich aufgrund der
verstärkten Förderung außerbetrieblicher Berufausbil-
dung. Besorgniserregend ist die hohe Zahl von über
4.000 Jugendlichen in Maßnahmen des so genannten
Übergangssystems. Darüber hat sich der DGB Bremen
wiederholt vor allem mit den Arbeitgeberkammern
öffentlich auseinandergesetzt.
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Sachsen-Anhalt

Auch in Sachsen-Anhalt entstehen endlich wieder neue
Arbeitsplätze, die Arbeitslosenzahlen sind niedriger als
im Vorjahr. Aber bei aller Freude besteht kein Grund
zum Jubel. Immerhin sind Ende September noch rund
189.000 Personen arbeitslos gemeldet. In Sachsen-
Anhalt leben 385.000 Menschen in Bedarfsgemein-
schaften, die auf staatliche Unterstützung angewiesen
sind. Die Gefahr, erneut arbeitslos zu werden, ist für
viele Menschen groß. Zahlreiche neue Arbeitsplätze
sind unsicher und sehr niedrig bezahlt. 85.000 Men-
schen erhalten ein Einkommen, das zu niedrig ist, um
unabhängig von Fürsorge leben zu können. Der derzei-
tige Konjunkturaufschwung geht vor allem an den
Langzeitarbeitslosen und älteren Menschen vorbei. Für
diesen Personenkreis gibt es besonderen Bedarf an
zusätzlichen Arbeitsplätzen.

Vor diesem Hintergrund setzen sich DGB und Gewerk-
schaften für den Ausbau der öffentlich geförderten
Beschäftigung unter klaren Bedingungen ein. Das
Modellprojekt „Bürgerarbeit“ in Sachsen-Anhalt unter-
stützen wir. Der DGB beteiligt sich aktiv im Forum
Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt und
fordert hier nachdrücklich den Aufbau eines öffent-
lichen Beschäftigungssektors.

Schulen und beraten
Der DGB hat 2007 gemeinsam mit der Martin-Luther-
Universität Halle und der Hochschule Magdeburg-
Stendal ein Qualifizierungsprogramm zu den gesetz-
lichen Regelungen und Auswirkungen des Arbeits-
losengeldes II fortgesetzt. Es fanden vier Veranstaltun-
gen für gewerkschaftliche Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren statt. Der Erfahrungsaustausch zwi-
schen den bestehenden gewerkschaftlichen Arbeits-
losenberatungsstellen wurde fortgesetzt und soll er-
weitert werden.

Gemeinsam für Mindestlöhne
Sachsen-Anhalt gehört zu den Ländern, die am mei-
sten von Lohndumping und sinkendem Grundeinkom-

men betroffen sind. Das Bündnis Mindestlohn Sach-
sen-Anhalt setzt sich deshalb für die Einführung
gesetzlicher Mindestlöhne ein. Es wurde im Juni 2006
in Magdeburg als überparteilicher und zeitlich befriste-
ter Zusammenschluss von Einzelpersonen und Organi-
sationen gegründet. Die 2006 begonnene Arbeit wurde
in diesem Jahr erfolgreich fortgesetzt. Im April hat das
Bündnis, in dem der DGB an der Spitze steht, Bilanz
gezogen und weitere Ziele für die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohnes abgesteckt. Aktionswochen
haben in ganz Sachsen-Anhalt auf das Lohndumping-
Problem aufmerksam gemacht und um Unterstützung
für einen gesetzlichen Mindestlohn geworben.

Pakt für Ausbildung 2007 bis 2011
Die Landesregierung Sachsen-Anhalt hat den DGB auf-
gefordert, im neuen Pakt für Ausbildung mitzuarbei-
ten. Im Rahmen der Vorbereitung des neu abzuschlie-
ßenden Paktes wurden wir in die Arbeit der Vorberei-
tungsgruppe beim Ministerium für Wirtschaft und
Arbeit einbezogen und führten mit der zuständigen
Fachabteilung im Ministerium Gespräche über die Aus-
gestaltung des Paktes. Grundlage bildeten die im
Arbeitskreis Berufliche Bildung formulierten Anforde-
rungen der Gewerkschaften für eine Mitarbeit im Pakt.
Da die Forderung der Gewerkschaften nach einer kon-
kreten Verpflichtung der Wirtschaft zur Schaffung
zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze letztend-
lich keine Berücksichtigung fand, lehnte der DGB
Sachsen-Anhalt durch Beschluss des Landesvorstandes
eine Mitarbeit im Pakt für Ausbildung ab.

8 Jahresbericht 2007 • Arbeitsmarktpolitik



Niedersachsen

Die Politik von Union und FDP hat dazu geführt, dass
Impulse für eine stabile wirtschaftliche Stärkung in
Niedersachsen ausgeblieben sind. Zwar profitiert auch
unser Bundesland von der momentanen konjunkturel-
len Erholung, aber strukturell gibt es große Probleme.
Die Innovationstätigkeit ist unterdurchschnittlich, die
Innovationspolitik unterentwickelt. Die Wirtschaftsför-
derung ist zu sehr auf traditionelle einzelbetriebliche
Förderung ausgerichtet. Niedersachsen tut außerdem
zu wenig für die Weiterbildung. Das begrenzt die
Potenziale für technologische Innovationen, der Fach-
kräftemangel ist vorprogrammiert.

Der DGB hat klare Positionen für eine Neuausrichtung
der Wirtschafts- und Strukturpolitik entwickelt. Diese
haben wir in Diskussionsveranstaltungen kommuni-
ziert, außerdem sind sie in die gewerkschaftlichen For-
derungen zur Landtagswahl in Niedersachsen einge-
flossen. Im Vordergrund steht dabei die Berücksichti-
gung von Guter Arbeit, Fairem Handel und Umwelt-
schutz bei Investitionen und Beschaffungen. Investitions-
und Innovationspolitik muss stärker auf die Sicherung
von Arbeitsplätzen ausgerichtet sein, nur die Perspek-
tive „Besser statt billiger“ bietet eine tragfähige Zu-
kunft für Niedersachsen. Drängende Infrastrukturpro-
jekte wie der Jade-Weser-Port müssen schnell, reibungs-
los und unter Beachtung der ökologischen Belange
realisiert werden, um die Wettbewerbsposition der nie-
dersächsischen Wirtschaft zu verbessern.

Metropolregionen
Drei Metropolregionen berühren Niedersachsen. Diese
Kooperationsform birgt Chancen in sich, qualitatives
Wachstum für mehr sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung zu organisieren. Die Metropolregionen
sind aber kein Selbstläufer. Der DGB versucht deshalb,
eine angemessene Beteiligungsmöglichkeit der
Gewerkschaften herzustellen und Impulse zur inhalt-
lichen Ausrichtung zu geben.

Innovationsnetzwerke für Niedersachsen
Der DGB ist Partner des Innovationsnetzwerks
Niedersachsen, eines Zusammenschlusses von über
200 niedersächsischen Einrichtungen aus den
Bereichen Innovationsförderung, Technologietransfer
und -beratung. Das Innovationsnetzwerk hat das Ziel,
die Zusammenarbeit dieser verschiedenen
Einrichtungen zu stärken und ihre Informationsquellen
und Kommunikationssysteme besser zu verknüpfen.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Die TBS hat sich als GmbH etabliert und ihren Auftrag,
die technologische, soziale und ökologische Moderni-
sierung in niedersächsischen Betrieben und Verwaltun-
gen zu fördern, auch 2007 erfolgreich durchgeführt.
Mit dem Umzug in die Räumlichkeiten von ARBEIT UND
LEBEN Niedersachsen Mitte gGmbH in der Arndtstraße
in Hannover haben sich die Infrastrukturbedingungen
verbessert.

Landeskreditausschuss
In der Regel vierzehntägig tagt der niedersächsische
Landeskreditausschuss, um über Bürgschaften des
Landes zu beraten. Der DGB-Bezirk hat sich intensiv an
der Arbeit beteiligt. Er bringt die Belange der Beschäf-
tigten und die Interessen der Gewerkschaften in die
Ausschussarbeit ein und kann bei der Gestaltung von
Entwicklungsperspektiven mitwirken.

NBank
An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschaftsför-
derbank (NBank) war der DGB von Anfang an beteiligt.
Die strategische und konzeptionelle Ausrichtung ist eine
wichtige politische Aufgabe. Die Verankerung des star-
ken Partnerschaftsprinzips, das Einbinden aller relevan-
ten politischen und gesellschaftlichen Gruppen ist Be-
dingung für eine erfolgreiche Arbeit. Der DGB wird die
Arbeit der NBank weiterhin aktiv begleiten, im Verwal-
tungsbeirat der NBank ist er mit zwei Sitzen vertreten.

Wirtschafts- und Strukturpolitik
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Weit vernetzt
Im Fachbeirat des Kirchlichen Dienstes in der Arbeits-
welt der ev.-luth. Landeskirche Hannover (KDA) arbei-
tet der DGB aktiv mit. Der DGB ist im Kuratorium des
Niedersächsischen Institutes für Wirtschaftsforschung
(NIW) vertreten und unterstützt die erfolgreiche Arbeit
des NIW.

Darüber hinaus ist der DGB vertreten im Beirat der
Nord/LB und dem Beirat der Deutschen Bundesbank,
Hauptverwaltung Hannover. Er vertritt dort die gewerk-
schaftlichen Interessen zur wirtschaftlichen Entwicklung
in Niedersachsen.

Seit 2006 gibt die Abteilung einen Newsletter mit
aktuellen Informationen zur Wirtschafts-, Umwelt- und
Europapolitik heraus.

Bremen

Im Mai 2007 fanden die Wahlen zur Bremischen Bür-
gerschaft statt. Auch für den Bereich der Wirtschafts-
und Strukturpolitik stellte der DGB Bremen seine
Forderungen an die Parteien auf. Als Folge davon sind
in die Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und
Bündnis 90/Die Grünen wesentliche gewerkschaftliche
Positionen aufgenommen worden, in Bezug auf eine
arbeitnehmerorientierte Strukturpolitik sind jedoch
erhebliche Defizite im Koalitionsvertrag festzustellen.
So wurde zum Beispiel eine an Sozialstandards und
Tariftreue orientierte Modifizierung des Landesver-
gabegesetzes sowie eine präventive, beschäftigungs-
orientierte Wirtschaftsförderung vereinbart. Eine Betei-
ligung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
und ihrer Interessenvertretungen ist laut Koalitionsver-
trag jedoch nicht vorgesehen. Der Arbeitskreis Wirt-
schaft des Bremer DGB forderte daher unter anderem
die Einrichtung einer gemeinsamen Beratungsstelle für
Arbeits- und Wirtschaftsförderung, die nicht nur
Betriebe und Unternehmen, sondern auch Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und ihre Interessen-
vertretungen berät und unterstützt. Außerdem sollen

Arbeits- und Wirtschaftsförderungsprogramme auch
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre In-
teressenvertretungen offen sein. Eine betriebliche Ein-
zelförderung auf Antrag der Interessenvertretung muss
möglich sein. In Gesprächen mit dem Wirtschaftssena-
tor und dem zuständigen Staatsrat fanden die DGB-
Forderungen positive Resonanz. Der DGB und seine
Gewerkschaften sollen nun an der Erstellung eines
neuen Wirtschaftsstrukturkonzeptes für das Land be-
teiligt werden.

Metropolregion Bremen-Oldenburg
Seit Gründung der Metropolregion Bremen-Oldenburg
ist der DGB Bremen mit einem Sitz in der Metropol-
versammlung vertreten. Auf Initiative des DGB Bremen-
Bremerhaven treffen sich regelmäßig die zuständigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den DGB-Regio-
nen und dem Bezirk, um zum einen Informationen aus-
zutauschen und zum anderen Strategien und Konzepte
für eine arbeitnehmerorientierte Politik in der Metro-
polregion vorzubereiten. Im November führte der DGB
eine Veranstaltung in Bremen durch, in der die Gewerk-
schaften aus der Metropolregion über die Arbeit in der
Metropolversammlung informiert und die geplanten
Initiativen vorgestellt wurden.

Sachsen-Anhalt

Der DGB in Sachsen-Anhalt setzt sich intensiv mit der
Wirtschafts- und Strukturpolitik der Landesregierung
auseinander. Die ungünstige kleinteilige Betriebsgrö-
ßenstruktur scheint sich zu verfestigen. Der Produktivi-
tätsrückstand der Betriebe gegenüber Westdeutsch-
land ist nach wie vor beträchtlich, die Investitionsquote
unterdurchschnittlich. Alle Produktivitätsfaktoren der
Betriebe müssen besser entwickelt werden, angefangen
bei der Kapitalausstattung je Beschäftigten, über das
Humankapital bis zur Erschließung neuer Märkte. Wie
Beispiele erfolgreicher innovativer Unternehmen zei-
gen, bedarf es der Kreativität, Motivation und Verän-
derungsbereitschaft sowohl der Menschen als auch der
Unternehmen. Voraussetzung hierfür ist eine innova-
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tionsförderliche Unternehmenskultur, in der sich die
Erfahrungen und Ideen aller Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer entfalten können. Nach Auffassung des
DGB sind Arbeitnehmerbelange und ein günstiges
Klima für unternehmerische Tätigkeit keine wider-
sprüchlichen Ziele, sondern unabdingbare Vorausset-
zung für dauerhaften Unternehmenserfolg.

Aktive Gremienarbeit
Der DGB arbeitet aktiv im Präsidium und in der
Lenkungsgruppe des „Forums für Wirtschaft und Arbeit
Sachsen-Anhalt“ mit und vertritt dort die Positionen
der Gewerkschaften. Der DGB hat 2007 zudem aktiv
im Landeskreditausschuss mitgearbeitet. Da in der Viel-
zahl der Fälle eine Weiterexistenz der Unternehmen
ohne zusätzliche Förderung vom Land gefährdet ist,
stimmt der DGB nach Rücksprache mit der zuständigen
Gewerkschaft einer Vergabe von Fördermitteln zu,
wenn dem keine gravierenden arbeits- und sozialrecht-
lichen Verstöße entgegenstehen.

Arbeitskreis Wirtschaft
Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert ein Arbeitskreis Wirt-
schaft, der sich mit den Fragen der Wirtschafts-, Struk-
tur- und Arbeitsmarktpolitik beschäftigt. Diesem
Arbeitskreis gehören Vertreterinnen und Vertreter der
Mitgliedsgewerkschaften, die DGB-Regionsvorsitzen-
den sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Gesellschaft zur Förderung arbeitsorientierter innovati-
ver Strukturentwicklung in Sachsen-Anhalt e.V.
(GAISA) an.

Tagungen und Workshops
Innovation ist ein Prozess, der in kleinen und mittleren
Unternehmen eine wichtige Rolle spielt. Allerdings
wird die Diskussion über zielgerichtete Innovationen
sehr stark von den Verhältnissen großer Unternehmen
beherrscht. Das Zentrum für Sozialforschung Halle e. V.
(zsh) hat eine Studie zum Thema Innovation erarbeitet,
an der der DGB aktiv mitgearbeitet hat. Die Ergebnisse
sind in einem Workshop vorgestellt worden.

Die Workshopreihe zur Wirtschaftsentwicklung Ost-
deutschlands wurde in der Akademie Haus Sonneck
fortgesetzt. WissenschaftlerInnen und Gewerkschaf-
terInnen berieten über mittel- und langfristige Wach-
stumsperspektiven für Ostdeutschland.

Hochschule – Wirtschaft
Das Projekt „Wissenstransferverbund im regionalen
Netzwerk“ des Vereins zur Förderung der Kooperation
von Wissenschaft und Arbeitswelt in Sachsen-Anhalt
konnte 2007 fortgesetzt werden. Mit dem Projekt sol-
len eine verringerte Abwanderung von studierten
Fachkräften aus Sachsen-Anhalt und ein Transfer von
wissenschaftlichem Know-how in die Unternehmen
sowie praktischem Wissen in die Hochschulen erreicht
werden.
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Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat 2007 fünf-
mal getagt. Schwerpunkte der Arbeit waren die Ver-
öffentlichung der Dokumentation der im Vorjahr durch-
geführten Polenreise, die Überarbeitung des Posi-
tionspapiers „Chancengleichheit durch Bildung“ sowie
die Veröffentlichung dessen Kurzfassung als Flyer.

Der Arbeitskreis hat sich intensiv mit den Anforderun-
gen an einen Nationalen Qualifikationsrahmen (NQR),
den Europäischen Qualifikationsrahmen (EQR) und das
europäische Leistungspunktesystem für die Berufsbil-
dung (ECVET) beschäftigt.

Schwerpunkt der Dezembersitzung war das Thema
„Anerkennung beruflicher Bildung und Hochschulzu-
lassung“, zu dem Joachim Koch-Bantz, Abteilung Bil-
dung und Qualifizierung beim DGB-Bundesvorstand,
referierte.

Im März fand eine gemeinsame Qualifizierung für Ge-
werkschaftsvertreterinnen und -vertreter in Berufsbil-
dungsausschüssen bei den zuständigen Stellen aus
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Helmstedt statt,
an der 20 Personen teilnahmen. Neben der Darstellung
des Systems und der Aufgaben der Berufsbildungsaus-
schüsse für die neu gewählten Mitglieder referierte
Thomas Ressel (IG Metall Vorstand) über den Qualitäts-
rahmen für die Berufsausbildung sowie Hermann Nehls
(DGB-Bundesvorstand) über den Stand des Europä-
ischen Qualifikationsrahmens EQR. Das Bewerberjahr
2005/2006 wurde ausgewertet.

Niedersachsen

Mitglieder des Arbeitskreises Bildung arbeiten im Lan-
desschulbeirat und im Landesauschuss für Berufsbil-
dung (LABB) in Niedersachsen mit. Im Landesschulbei-
rat wurden Vorhaben des Kultusministeriums wie die
Einführung von Schulinspektoren vorgestellt. Im Landes-
ausschuss für Berufsbildung referierte Dr. Joachim
Gerd Ulrich, Wissenschaftler im Bundesinstitut für Berufs-
bildung (BIBB), die von ihm erstellte Studie zur Ausbil-

dungsreife. Auch die Anforderungen an und die Bedeu-
tung des Nationalen Qualifikationsrahmens (NQR) und
des Punktesystems (ECVET) wurden lebhaft diskutiert.
Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter im Lan-
desausschuss für Berufsbildung haben eine gemeinsa-
me Stellungnahme zum Eckpunktepapier des Kultus-
ministeriums, in dem unter anderem Regelungen zu
den Berufseinstiegsklassen und Fachschulen enthalten
sind, erarbeitet und im LABB vorgestellt.

Schlechte Ausbildungssituation
Nach wie vor stellen die Unternehmen zu wenige Aus-
bildungsplätze zur Verfügung. Deshalb hat sich der
Arbeitskreis Bildung intensiv mit den Sonderprogram-
men der Bundesagentur für Arbeit, der Ausbildungsge-
sellschaft Bremen mbH (ABIG), dem so genannten Drit-
ten Weg in Nordrhein-Westfalen und der Möglichkeit
der Vollzeitschulischen Berufsausbildung beschäftigt.

Auch die Aktionen zum „Grundrecht auf Ausbildung“
wurden beraten und unterstützt. Die bundesweit ge-
führte Diskussion um den Begriff „Modularisierung“
und dessen unterschiedliche Interpretation war eben-
falls ein Schwerpunkt. Der DGB und die Mitgliedsge-
werkschaften lehnen eine Modularisierung ab, die eine
Zerstückelung der Ausbildung zur Folge hat.

Die Abteilungen Jugend, Arbeitsmarktpolitik und Bil-
dung im DGB-Bezirk veröffentlichen monatlich die
aktuellen Zahlen zur Ausbildungssituation. Diese sind
auch im Internet unter www.niedersachsen.dgb.de zu
finden.

Fachtagungen
Am 17. Februar 2007 fand ein Workshop für alle im
Bereich Berufsbildung Tätigen zum Thema „Qualität in
der Berufsausbildung“ statt. Sigrid Bartholomy, Abtei-
lung Bildung und Qualifizierung beim DGB-Bundes-
vorstand, wies die Teilnehmenden auf die neuen Mög-
lichkeiten nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) hin
und gab Handlungsvorschläge und -anleitungen zur
Verbesserung und zur Kontrolle von Qualität in der
Berufsausbildung.

Bildungspolitik
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DGB-Bildungskonferenz 2007
Unter dem Titel „Eine andere Bildungspolitik für Nieder-
sachsen“ führte der DGB-Bezirk am 12. November 2007
eine Bildungskonferenz durch. Prof. Dr. Michael Vester
referierte zum Thema „Sortierung nach Herkunft – un-
gleiche Bildungschancen in der Bundesrepublik Deutsch-
land”. Im Forum 1 wurde die Möglichkeit der Weichen-
stellung im Elementarbereich von Dr. Christa Preissig
dargestellt. Ihr Credo lautete: Auf den Anfang kommt
es an. Im Forum 2 mit dem Titel „Eine Schule für alle?!“
referierte Prof. Dr. Ulrich Herrmann zum Thema „Chan-
cengerechtigkeit durch Individualisierung“. Das Forum 3
hatte den Schwerpunkt „Recht auf Ausbildung – Per-
spektiven des Dualen Systems“. Prof. Dr. Martin Baeth-
ge stellte die Untersuchung „Berufsbildung im Um-
bruch – Signale eines überfälligen Aufbruchs“ vor, Tho-
mas Ressel vom Ressort Bildungs- und Qualifizierungs-
politik des IG-Metall Vorstandes erläuterte die ge-
werkschaftliche Position zu Berufsbildung und zum
Dualen System. Die rund hundert Teilnehmerinnen und
Teilnehmer erlebten eine informative Tagung und span-
nende Diskussionen. Die Konferenz wird dokumentiert
und dann auch im Internet zu finden sein.

Kooperationsstellen
Im „Netzwerk Kooperationsstellen“ wird die Arbeit der
fünf niedersächsischen Kooperationsstellen Hoch-
schule und Gewerkschaften koordiniert. Neben den Ver-
treterinnen und Vertretern der örtlichen DGB-Regionen
ist auch der DGB-Bezirk in den Beiräten der Koope-
rationsstellen vertreten.

Hochschulpolitik
Im DGB-Bezirk arbeitet seit Jahren sehr erfolgreich ein
Hochschulpolitischer Arbeitskreis. Die Arbeit wird ge-
tragen von einem Leitungsteam, das den hochschulpo-
litischen Sprecher, Christoph Kusche, und den for-
schungspolitischen Sprecher, Prof. Dr. Michael Vester,
in ihrer Arbeit unterstützt. 2007 wurden zwei Jahresta-
gungen durchgeführt.

In der ersten Veranstaltung am 16. Februar in Hanno-
ver wurden die Themen „Europa braucht moderne Uni-

versitäten“ (Christoph Kusche, Sprecher hochschulpo-
litischer Arbeitskreis), „Partikularismus als neue Form
des Föderalismus oder die Balkanisierung des Hoch-
schulwesens – eine Beitrag zu den hochschulrechtlichen
Rahmenbedingungen nach der Föderalismusreform“
(Dr. Peter Hauck-Scholz, Fachanwalt für Arbeitsrecht)
sowie die „Aktuelle Arbeitssituation wissenschaftlicher
Beschäftigter“ (Dr.-Ing. Karl-Heinrich Steinheimer,
Bereichsleiter ver.di-Bundesvorstand) referiert und leb-
haft diskutiert.

Die zweite Tagung fand am 23. November in Hannover
zum Thema „Bachelor und Master“ statt. Prof. Dr. Ulrich
Teichler von der Universität Kassel führte in das Thema
unter dem Titel „Umsetzung des Bologna-Prozesses in
der Bundesrepublik Deutschland und im inter-
nationalen Vergleich“ ein. Der Bologna-Experte Gerd
Köhler referierte zur Akkreditierung im Bologna-Pro-
zess, Dr. phil. Andrea Lange-Vester zum Thema „Bache-
lor und Milieu – Perspektiven von Studierenden unter-
schiedlicher sozialer Herkunft“. Von den Erfahrungen
aus der praktischen Hochschulpolitik berichtete Jan
Fleischhauer, ehemaliger studentischer Senatsvertreter
der Leibniz Universität Hannover.

Der Hochschulpolitische Arbeitskreis beschäftigte sich
in einer internen Tagung am 27. April ausführlich mit
den Auswirkungen des novellierten Niedersächsischen
Hochschulgesetzes, dem Wissenschaftszeitgesetz, den
in Niedersachsen eingeführten Studiengebühren und
dem Niedersächsischen Personalvertretungsgesetz.

Bremen

Auch in diesem Jahr wurde von Seiten der Bildungs-
behörde in Bremen angedroht, die Zuschüsse, die der
Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Bremen e.V.
2008 für Weiterbildung gewährt werden, zu kürzen.
Aufgrund vieler intensiver Gespräche konnte die
geplante Kürzung erfolgreich abgewendet und die
staatliche Finanzierung der politischen Erwachsenen-
bildung in Bremen auch für 2008 sichergestellt werden.
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Berufsbildungsausschüsse
Vertreterinnen und Vertreter der DGB-Region Bremen
sind Mitglied in den Berufsbildungsausschüssen der
Handels- und Handwerkskammern in Bremen und
Bremerhaven sowie im Landesausschuss für Berufliche
Bildung. Die DGB-Region ist somit an den Entschei-
dungen zur beruflichen Bildung beteiligt. Ein wichtiger
Schwerpunkt ist es, gewerkschaftliche Positionen bei
der Umsetzung des neuen Berufsbildungsgesetzes
(BBiG) zu vertreten. Der Landesausschuss Berufliche
Bildung verfolgt das Projekt „Berufsbildung 2010 in
Bremen“, das sich mit der Qualitätsverbesserung der
Berufsausbildung in Bremen beschäftigt. Im Mai 2007
initiierte der DGB Bremen ein Projekt, das den direkten
Übergang von Hauptschülerinnen und -schülern direkt
in eine betriebliche Berufsausbildung verbessern soll.
Der DGB fordert weiterhin, den Lehrstuhl für den Be-
reich Arbeitslehre an der Universität Bremen wieder zu
besetzen.

Hochschulpolitik
Der DGB hat sich 2007 in die Diskussion um die dro-
hende Schließung des Studienganges Arbeitswissen-
schaften und die Besetzung der im Hochschulentwick-
lungsplan V vorgesehenen Professorenstelle Arbeit und
Gesundheit der Universität Bremen eingeschaltet. In

Briefen an den Bildungs- und Wissenschaftssenator
und an den Rektor der Universität formulierte der DGB
seine Befürchtung, dass damit ein für die Gewerk-
schaften entscheidender Schwerpunkt der Forschung
und Lehre an der Universität entfallen würde. 

Die Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit dem
Institut für Arbeit und Wirtschaft (IAW) ist sehr gut. In
verschiedenen Projekten kooperieren der DGB und
seine Gewerkschaften mit dem IAW.

Das Hochschulinformationsbüro (HIB) zeigte auf Info-
tagen und der Praktikumsmesse an der Bremer Univer-
sität Präsenz und informierte über das Beratungs- und
Veranstaltungsangebot. Die etablierte Veranstaltungs-
reihe für Lehramtsstudierende zu Arbeitsbedingungen
und -organisation im Referendariat wurde fortgesetzt.
Mit dem „Job Talk“ wurde – in gewohnt enger Koope-
ration mit den beteiligten Mitgliedsgewerkschaften –
ein neues Veranstaltungskonzept erprobt, das sich spe-
ziell an studierende Gewerkschaftsmitglieder richtet
und in dessen Rahmen Betriebs- und Personalräte aus
erster Hand Infos über den Erwerbs- und Betriebsalltag
vermitteln. Die HIB-Website wurde neu gestaltet und
die Materialien zur Öffentlichkeitsarbeit vereinheit-
licht. Damit ist das HIB Bremen in den bundesweiten
Qualitätsstandard-Prozess der Hochschulinformations-
büros/Campus Offices eingebunden, an dessen Ent-
wicklung es sich aktiv beteiligte.

Sachsen-Anhalt

Durchgängiges Thema aller Sitzungen des Landesaus-
schusses für Berufsbildung in Sachsen-Anhalt war die
aktuelle Situation in der Berufsausbildung sowie auf
dem Ausbildungsstellenmarkt (siehe Abb. links). Wei-
tere Schwerpunkte der Arbeit des Ausschusses waren
• die Diskussion des Berufsbildungsberichts 2006,

inklusive Stellungnahme der Arbeitnehmerseite,
• die Diskussion von Modellprojekten unter ande-

rem zur Förderung von benachteiligten
Jugendlichen,
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• die Übertragung des BBiG auf Landesrecht,
• die Berufswahlorientierung,
• die Beschulung neuer Ausbildungsberufe sowie
• der Stand der Umsetzung des Europäischen Quali-

fizierungsrahmen, des Nationalen Qualifizierungs-
rahmens sowie des Leistungspunktesystems ECVET.

Der DGB sichert die inhaltliche Vorbereitung sowie die
Gestaltung der Vorbesprechungen der Arbeitnehmer-
seite ab.

Arbeitskreis Berufliche Bildung 
Der Arbeitskreis Berufliche Bildung tritt sich vierteljähr-
lich und beschäftigt sich mit der aktuellen Ausbildungs-
situation, dem Stand des Bewerberjahres sowie aktuel-
len berufsbildungspolitischen Fragestellungen im Land.
Schwerpunkte 2007 waren
• die Erarbeitung gewerkschaftlicher Positionen zum

neuen Pakt für Ausbildung Sachsen-Anhalt,
• die Erarbeitung bildungspolitischer Forderungen

der Gewerkschaften zum Sozialpolitischen Pro-
gramm der Landesregierung sowie

• die Gestaltung und Verbesserung der Zusammen-
arbeit der Gewerkschaften mit den Berufsbilden-
den Schulen.

Zukunftswerkstatt „Berufsbildende Schulen für
die Zukunft“
Die demografische Entwicklung und der damit einher-
gehende Rückgang an Schülerinnen und Schülern wird
im Jahr 2008 die Berufsbildenden Schulen erreichen
und sich nach Prognosen des Kultusministeriums Sach-
sen-Anhalt bis zum Jahr 2014 fortsetzen. Bis dahin wird
sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler an Berufs-
bildenden Schulen in Sachsen-Anhalt um ca. 50 Pro-
zent verringert haben.

Diese Entwicklung sowie die Diskussion über die Ge-
staltung einer selbständigen Schule haben Aus-
wirkungen auf die Berufsbildenden Schulen in Sach-
sen-Anhalt. Im Rahmen einer gemeinsamen Zukunfts-
werkstatt von GEW und DGB wurden erste Ideen für
ein gewerkschaftliches Schulkonzept zur Gestaltung
Berufsbildender Schulen als regionale Kompetenzzen-

tren erarbeitet. In Fortführung der Zukunftswerkstatt
wurde im September 2007 das Konzept konkretisiert.
Bis Ende des Jahres haben die Beteiligten ein Konzept
entwickelt, das die Grundlage für die Anfang 2008
geplanten bildungspolitischen Diskussionen bildet.

Um eine enge Verknüpfung der Lernorte Schule und
Betrieb für die gewerkschaftliche Arbeit sowie die Mit-
arbeit in Landesgremien und Arbeitskreisen abzusichern,
arbeitet der DGB im Vorstandsbereich Berufsbildende
Schulen in der GEW Sachsen-Anhalt aktiv mit. 

Federführend und in Absprache mit den Mitgliedsge-
werkschaften gestaltete der DGB im Oktober 2007 eine
Fortbildung für Lehrkräfte an Berufsbildenden Schulen
in Sachsen-Anhalt. Neben der inhaltlichen Vermittlung
von Grundlagen und Kenntnissen zu Fragen des Arbeits-,
Tarifs- und Mitbestimmungsrechts zielte die Veranstal-
tung auf die Vorstellung des DGBs und seiner Gewerk-
schaften als sachkompetente Partner für die Berufsbil-
denden Schulen.

Landesschulbeirat
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat ist der
DGB aktiv bei der Erarbeitung von Stellungnahmen.
Diese wurden 2007 unter anderem für das Programm
zur Vermeidung von Schulversagen und den Abbau
von Schulabbrüchen, die Zehnte Novelle des Schul-
gesetzes sowie zu Anhörungen von Rahmenrichtlinien
erarbeitet und mit den zuständigen Gewerkschaften
abgestimmt.

Hochschulen
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg exi-
stiert ein Hochschulinformationsbüro, das der DGB ge-
meinsam mit der GEW und dem Studentenrat betreibt.
Weitere Kooperationsbeziehungen bestehen zwischen
dem DGB und dem Fachbereich Sozial- und Gesund-
heitswesen der Hochschule Magdeburg-Stendal. Ge-
meinsam mit der Fachhochschule wurden Fortbildun-
gen zum Sozialgesetzbuch (SGB) II und III sowie zum
Erfahrungsaustausch von Akteurinnen und Akteuren
organisiert.
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Niedersachsen

Die Landesregierung in Niedersachsen hat bei ihrer auf
Kürzen ausgerichteten Haushaltspolitik wenig
Rücksicht auf die Sozialpolitik genommen. In einem
Bündnis mit Sozialverbänden konnte der DGB aber
erreichen, dass im Gesetzentwurf für ein Behinder-
tengleichstellungsgesetz wichtige Änderungen vorge-
nommen wurden. So wird dieses Gesetz nicht nur für
Landesbehörden, sondern auch für Kommunen gelten,
ein Verbandsklagerecht ist ebenfalls vorgesehen.

Zahlen des Statistischen Landesamtes zeigen in
Niedersachen einen deutlichen Trend zur sozialen Pola-
risierung. Die soziale Mitte nimmt langsam ab, wäh-
rend relative Armut und relativer Reichtum wachsen.
Vor diesem Hintergrund haben wir auch in diesem Jahr
unsere Forderung nach einem Armuts- und Reich-
tumsbericht im Gespräch mit anderen Verbänden und
gegenüber politischen Parteien und der Landesregie-
rung vertreten. Das Konzept für eine entsprechende
regionalisierte Sozialberichterstattung ist auf unsere
Initiative hin bereits im Oktober 2006 von niedersäch-
sischen Wissenschaftlern vorgestellt worden.

Selbstverwaltung bei den Sozialkassen
Unsere Versichertenvertreterinnen und -vertreter in der
Selbstverwaltung der Krankenkassen waren in erster
Linie mit den Auswirkungen des Gesundheitsstruktur-
gesetzes beschäftigt. Im Verwaltungsrat des neuen
Spitzenverbandes der Krankenkassen auf Bundesebene
ist der DGB-Bezirksvorsitzende Hartmut Tölle für die
AOK als ordentliches Mitglied vertreten.

Die Verwaltungsratsmitglieder bei den Innungskran-
kenkassen (IKK) mussten sich mit Fusionsfragen befas-
sen, da sich zum 1. Juli 2007 der IKK-Landesverband
Niedersachsen mit dem IKK Landesverband Nord zu-
sammengeschlossen hat. Der neue Landesverband er-
streckt sich nun über die Bundesländer Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersach-
sen. Mitgliedskassen sind neben der IKK Niedersachsen
die IKK Nord und die IKK Direkt.

Die Selbstverwalterinnen und -verwalter bei der AOK
sind erst dann bereit, über mögliche Fusionen zu ent-
scheiden, wenn wichtige politische Rahmenbedingun-
gen feststehen. Gleichzeitig sollen alle strategischen
Optionen für Kooperationen und Fusionen offen
gehalten werden. In Gesprächen mit Vertreterinnen
und Vertretern der politischen Parteien auf Bundes-
ebene hat der DGB kritische und konstruktive Positio-
nen zu Themen wie dem Gesundheitsfond, der Zusatz-
prämie und zur Insolvenzfähigkeit bezogen.

Die für 2007 vorgesehene Informationsveranstaltung
mit gewerkschaftlichen Selbstverwaltern der Deutschen
Rentenversicherung Braunschweig-Hannover und
Oldenburg-Bremen musste auf den Januar des Folge-
jahres verschoben werden. Inhaltlich prägend für die
Arbeit der Selbstverwalter waren die Einführung der
Rente mit 67 sowie die Auseinandersetzung um die
Fortführung der Altersteilzeit.

Bremen

Der DGB Bremen ist federführend in der AOK Bremen-
Bremerhaven sowie in der Handelskrankenkasse (HKK)
und bei den Betriebskrankenkassen (BKK) vertreten.
Einmal jährlich finden Veranstaltungen für die Ver-
sichertenvertreterinnen und -vertreter statt. Im letzten
Jahr beschäftigten sie sich mit dem neuen Gesund-
heitsstrukturgesetz und seinen Auswirkungen auf die
Kassen und die Patienten, in diesem Jahr zur Ausein-
andersetzung mit den Folgen und den zu erwartenden
Veränderungen.

Die Bremer HKK hat 2007 mit der IKK Nordwest fusio-
niert, der Sitz bleibt in Bremen. Der DGB und vor allem
die Gewerkschaft ver.di haben diese Fusion begleitet.
Auch die AOK und die Bremer Betriebskrankenkassen
suchen nach regionalen Partnern.

Die Gewerkschaften müssen in Zukunft zusammen mit
den Vertreterinnen und Vertretern in der Selbstverwal-
tung diskutieren, ob sich die Selbstverwaltung eher als

Sozialpolitik
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Vertretung der Kassen oder der Versicherten und Pa-
tienten versteht. Hier will sich der DGB die Forschungs-
ergebnisse des Zentrums für Sozialpolitik der Univer-
sität Bremen zunutze machen.

Soziale Probleme in den Stadtteilen
Die Bürgerschaftswahl 2007 hat mit niedriger Wahlbe-
teiligung und hohen Stimmanteilen für rechtsradikale
Parteien in einigen Bremer und Bremerhavener Stadt-
teilen ein Schlaglicht auf die sozialen Probleme gewor-
fen. DGB und Gewerkschaften sind in diesen Stadttei-
len nicht ausreichend verankert, über die Großbetriebe
werden die hier lebenden Menschen nicht erreicht. Der
DGB hat deshalb beschlossen, sich im direkten Kontakt
mit Stadtteilpolitikern und -initiativen vor Ort über die
Probleme zu informieren und gemeinsame Strategien
und Aktionen zu entwickeln. Der Anfang wurde in die-
sem Jahr mit einer Sitzung des Vorstands im Stadtteil
Gröpelingen gemacht.

Sachsen-Anhalt

Bei der AOK Sachsen-Anhalt wurde die Wahl eines
neuen alternierenden Verwaltungsratsvorsitzenden
notwendig, da der langjährige Vorsitzende Manfred
Bartsch in diesem Jahr plötzlich verstorben ist. Man-
fred Bartsch hat sich stets für die Versicherten einge-
setzt und war ein engagierter Verfechter der Interessen
der paritätischen solidarischen Krankenversicherung.
Als neue alternierende Verwaltungsratsvorsitzende
wurde Susanne Wiedemeyer gewählt.

Zum 1. Januar 2008 wird der Vorstand der AOK Sach-
sen-Anhalt auf eine Person verkleinert. Gewählt wurde
Uwe Deh. Im Verwaltungsrat des neuen Spitzenverban-
des der Krankenkassen ist als ordentliches Mitglied
Hans-Jürgen Müller (IG BAU) von der IKK Sachsen-An-
halt Gesund plus vertreten, als stellvertretendes Mit-
glied Susanne Wiedemeyer von der AOK.

Der DGB Sachsen-Anhalt ist dabei, ein Programm zu
erarbeiten, das die wesentlichen Forderungen zu Rente,
Pflege, Jugend, Kinder, Familie, Senioren und Hartz IV
beinhaltet. Das Bündnis Soziale Bewegung hat 2007
regelmäßig getagt und eine Tagung unter dem Thema
„Von Arbeit muss man leben können“ veranstaltet.



Durch die Föderalismusreform sind neue Aufgaben
und Entscheidungsbefugnisse auf die Länder übertra-
gen worden. Die fünf norddeutschen Länder Schles-
wig-Holstein, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Bremen und Niedersachsen haben sich enger
zusammengeschlossen, Arbeitsgruppen auf Abtei-
lungsleiterebene der Ministerien gebildet und gemein-
same Vorgehensweisen besprochen. Für den DGB-
Bezirk bedeutet dies, dass wir zukünftig noch enger
mit dem DGB Nord zusammenarbeiten werden.

Ende August fand in Hannover ein „Symposium zum
Dienstrecht in Niedersachsen“ statt, zu dem das Nie-
dersächsische Finanzministerium und das Niedersäch-
sische Innenministerium eingeladen hatten. Vertrete-
rinnen und Vertreter aus Politik, Gewerkschaften und
kommunalen Spitzenverbänden diskutierten mit Wis-
senschaftlern die Anforderungen an ein neues nieder-
sächsisches Dienstrecht. Ein Vertreter der Arbeits-
gruppe der Innenministerien der fünf norddeutschen
Länder stellte die Vorschläge der Arbeitsgruppe für ein
neues Laufbahnrecht vor. Die Vertreterin des DGB-Be-
zirks hatte die Möglichkeit, die gewerkschaftliche For-
derung „Verhandeln statt Verordnen“ und das ent-
sprechende Positionspapier einem breiten Publikum
vorzustellen. Die Forderung, die Beteiligungsrechte der
Beamtinnen und Beamten auszubauen und Verhand-
lungsrechte zu normieren, wurde lebhaft und kontro-
vers diskutiert.

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission in Niedersachsen, in
der Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedsgewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes mitarbeiten, hat
2007 achtmal getagt. Schwerpunkte der Sitzungen
waren die neuen Beurteilungsrichtlinien, die Positio-
nierung zur Einrichtung eines Pensionsfonds in Nieder-
sachsen, die Erarbeitung eines Positionspapiers zu
„Verhandeln statt Verordnen“ am Beispiel des Entwur-
fes zu einem Bremer Beamtengesetz, die geplanten
Veränderungen im Laufbahnrecht, zentrale Beschaf-

fung, das Personalmanagementverfahren, Regelungen
zu Arbeitszeitkonten sowie das Elektronische Reise-
managementsystem Niedersachsen (eRNie).

Der Arbeitskreis Föderalismus in der Landesbeamten-
kommission hat in diesem Jahr siebenmal getagt.
Neben Vertreterinnen und Vertretern der Gewerkschaf-
ten des Öffentlichen Dienstes (ÖD) arbeiten in diesem
Kreis auch die Vorsitzenden der Hauptpersonalräte
oder ihre StellvertreterInnen mit. Schwerpunkt der
Arbeit waren die Auswirkungen der Föderalismus-
reform in Niedersachen. In diesem Kreis wurden die ge-
planten Änderungen des Laufbahnrechts intensiv erör-
tert sowie Eckpunkte für eine Position des DGB-Bezirks
erarbeitet, die dann auf einem Symposium zum
Dienstrecht in Niedersachsen Ende August vorgetragen
wurden.

Die niedersächsische Landesregierung hat viele Vor-
haben im Bereich der Informationstechnik (IT) geplant
oder bereits durchgeführt. Deshalb war es erforderlich
einen Arbeitskreis IT in der Landesbeamtenkommission
zu gründen, in dem neben VertreterInnen der ÖD-Ge-
werkschaften und des dbb beamtenbund und tarif-
union Landesbund Niedersachsen auch IT-Sachverstän-
dige mitarbeiten. Der Arbeitskreis tagte 2007 fünfmal
und führte eine Vielzahl von Gesprächen im Innen-
ministerium.

Das erste Vorhaben 2007 war der Abschluss einer Ver-
einbarung gemäß § 81 NPersVG „Über die Grundsätze
und Ziele bei der Einführung und Nutzung von Fern-
steuerungs-, Fernwartungs- und Auswertungssoft-
ware“. Nach längerer Diskussion und Überarbeitung
des Vorschlags aus dem Innenministerium konnte die
Vereinbarung unterzeichnet werden.

Die Mitglieder des Arbeitskreises haben einen Vor-
schlag für eine § 81er Vereinbarung „Zur Nutzung von
Email und Internet“ vorgelegt. Ein Abschluss konnte
bisher leider noch nicht erreicht werden, da das Land
kein Erfordernis sieht bzw. eine noch einzuholende
juristische Bewertung für erforderlich hält. Die Gewerk-
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schaftsvertreterInnen haben weiterhin ein großes In-
teresse am Abschluss einer entsprechenden Verein-
barung, damit für die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes Rechtsklarheit besteht.

Ein weiteres Vorhaben des Landes ist das Projekt E-
Akte. Die Gewerkschaften nehmen mit zwei Sachver-
ständigen an den Sitzungen des Lenkungskreises und
der Kernarbeitsgruppe teil. Die Arbeit der Sachverstän-
digen wird unterstützt und begleitet vom Arbeitskreis
IT. Das Land hätte gerne noch 2007 eine 81er Verein-
barung abgeschlossen, die Gewerkschaften hatten sich
noch nicht endgültig positioniert. Deshalb wurde im
November eine Sitzung des Arbeitskreises IT zusam-
men mit Vertreterinnen und Vertretern der Hauptper-
sonalräte durchgeführt.

Es ist davon auszugehen, dass es in Niedersachsen
einen Versorgungsfond geben wird. Der DGB-Bezirk
hat sowohl in der interfraktionellen Anhörung der
SPD-Fraktion im niedersächsischen Landtag als auch in
der Ausschussanhörung zur Einführung eines Pen-
sionsfonds dieses Vorhaben begrüßt, aber auch Anfor-
derungen vorgetragen. Der DGB fordert unter ande-
rem, dass spätestens mit Beginn des Haushaltsjahres
2008 die Regelung für alle neu im Landesdienst Einzu-
stellenden greifen sollte. Auch zukünftig muss sowohl
die Grundsicherung als auch die Alterssicherung der
Beamtinnen und Beamten zu jedem Zeitpunkt gewähr-
leistet sein. Die Höhe der Versorgungszahlung darf
nicht von der Höhe des Fondvermögens abhängig sein.
Die Mittel sind zweckgebunden zu verwenden, es
muss garantiert sein, dass auf das Vermögen nicht zu-
rückgegriffen werden kann. Die Sicherheit der Anlage-
form muss an erster Stelle stehen. Die Höhe der zu lei-
stenden Zahlungen ist nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen zu ermitteln. Es müssen Regelun-
gen zur Mobilität getroffen werden.

Einmal jährlich führt der DGB-Bezirk eine Schulung für
die Personal- und Betriebsräte des öffentlichen Dien-
stes durch. Die diesjährige Veranstaltung beschäftigte
sich mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz

(AGG). Die beiden Referentinnen, Marita Perreng vom
DGB-Bundesvorstand und Dr. Eva Kocher, wissenschaft-
liche Assistentin der Universität Hamburg, stellten die
gesetzlichen Grundlagen vor und referierten zu den
Aufgaben und Möglichkeiten der Personal- und
Betriebsräte. Die Schulung war sehr gut besucht und
wurde von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sehr
positiv bewertet.

Die Mitglieder der Landesbeamtenkommission haben
auf Grundlage der Gesetzesinitiative für ein anderes
Bremisches Beamtengesetz das Positionspapier „Ver-
handeln statt Verordnen“ erarbeitet und Vorschläge
für eine Änderung des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes (NBG) vorgelegt. Dieses wurde im Landesvor-
stand beschlossen und Mitte des Jahres der Presse vor-
gestellt. Zu diesem Thema hat außerdem eine Podiums-
diskussion mit den innenpolitischen Sprechern der Par-
teien im Landtag sowie Vertreterinnen und Vertreter
von GEW und GdP stattgefunden. Zudem sind erste
Gespräche mit den im niedersächsischen Landtag ver-
tretenen Fraktionen geführt worden.

2007 sind eine Vielzahl von Stellungnahmen im Rah-
men der beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren
erarbeitet und in den Ausschussanhörungen vorgetra-
gen worden. Beispielhaft seien hier der „Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Besol-
dungsgesetzes – Zusätzliche Vergütung bei verlängerter
regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit im Feuerwehr-
dienst“ und der Entwurf eines Gesetzes zur Neurege-
lung des Justizvollzuges in Niedersachsen genannt.

Bremen

Die Mitglieder der Landesbeamtenkommission in Bre-
men haben Anfang des Jahres 2006 beschlossen,
beamtenpolitisch einen neuen Akzent zu setzen und
eine Initiative zur Stärkung der Verhandlungsrechte zu
starten. Die gewerkschaftliche Forderung „Verhandeln
statt Verordnen“ sollte gesetzgeberisch umgesetzt
werden. Die in einer Projektgruppe erarbeiteten und
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vom zuständigen DGB-Vorstand beschlossenen Vor-
schläge zur Normierung von Verhandlungsrechten im
Bremischen Beamtengesetz (Bremer Modell) wurden
Ende 2006 und Anfang 2007 in mehreren Gesprächen
mit Vertreterinnen und Vertretern der Bürgerschafts-
fraktionen erörtert und der Presse vorgestellt. Die SPD-
Bürgerschaftsfraktion unterstützte in ihrer Sitzung am
19. März 2007 das Anliegen der Gewerkschaften und
der Fraktionsvorsitzende bestätigte dieses am 29. März
noch einmal ausdrücklich in einem Schreiben an den
DGB.

Nach der Bürgerschaftswahl 2007, seit der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen über die Parlamentsmehrheit
verfügen und den Senat stellen, ist es gelungen, das
Thema ‘Erweiterung der Beteiligung der Beamtinnen
und Beamten an der Gestaltung ihrer Beschäftigungs-
bedingungen’ in den Koalitionsvereinbarungen für die
laufende Legislaturperiode zu verankern. Dies ist ein
gute Voraussetzung dafür, „Verhandeln statt Verord-
nen“ in Bremen zu verankern. Erste Gespräche mit der
neuen Finanzsenatorin, die unter anderem für das
Dienstrecht zuständig ist, wurden geführt. Weitere
Gespräche mit Mitgliedern des Senats und den
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen sind
geplant.

Aufgabe der Landesbeamtenkommission in Bremen ist
es auch, im Rahmen der beamtenrechtlichen Beteili-
gungsverfahren nach § 97 Bremisches Beamtengesetz
zu allen beabsichtigten Änderungen der Bürgerschaft
oder des Senats aus gewerkschaftlicher Sicht Stellung
zu nehmen. Im Berichtszeitraum wurden Stellungnah-
men zu allgemeinen dienstrechtlichen Änderungen
sowie laufbahn- und ausbildungsrechtlichen Vorhaben
abgegeben.

Sachsen-Anhalt

Der DGB und die Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes in Sachsen-Anhalt führen zurzeit Gespräche
im Innen- und Finanzministerium, um eine Erweiterung
der Verhandlungs- bzw. Beteiligungsrechte zu errei-
chen. Ziel ist es, noch in diesem Jahr einen entsprechen-
den Vertrag zu unterzeichnen.

Desweiteren wurden mehrere Stellungnahmen erarbei-
tet. Ein Schwerpunkt war die Zusammensetzung der
Beamtenkommission. Eine intensive Diskussion hat der
Gesetzentwurf zur Zusammenlegung und Schließung
von Gerichten hervorgerufen. Zu diesem Thema hat
der DGB mehrere Gespräche mit der Justizministerin
Prof. Dr. Angela Kolb geführt.
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Zusammenarbeit

Das Selbstverständnis der Arbeiterbewegung war zu
Recht von Beginn an international. Heute müssen
Gewerkschaften als starke Kraft der sozialen Erneue-
rung die Herausforderung einer Europäisierung der
Produktions- und Handelsbeziehungen, der unterneh-
merischen Strategien und der politischen Entschei-
dungsstrukturen annehmen. Durch den beschleunig-
ten Globalisierungsprozess gibt es erhebliche Angriffe
auf die sozialen Verhältnisse und einen enormen
Machtzuwachs der transnationalen Konzerne. Kapital
entzieht sich zunehmend nationaler Kontrollmög-
lichkeiten. Die globale Wettbewerbssituation wird
missbraucht, um die Sozialsysteme gegeneinander aus-
zuspielen. Die verschärfte Konkurrenzsituation und die
um sich greifende Wettbewerbsideologie übt zusätz-
lich Druck auf die Löhne und Arbeitsbedingungen aus.
Der DGB wirkt an einer solidarischen Erneuerung der
Europäischen Union (EU) mit, um ungehemmtes Wirt-
schaftshandeln zu zügeln.

Niedersachsen

EU-Strukturförderung
In der EU-Strukturförderperiode 2000 – 2006 war der
DGB in Niedersachsen in den beiden Landesbegleit-
ausschüssen für die EU-Strukturfonds Europäischer So-
zialfonds (ESF/Ziel3) und Europäischer Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE/Ziel 2) vertreten. Diese haben
auch 2007 noch getagt. Der DGB hat sich dafür einge-
setzt, dass die restlichen Fördermittel im Einklang mit
den gewerkschaftlichen Zielen der Wirtschafts-, Struk-
tur- und Beschäftigungspolitik eingesetzt werden.

2007 stand die Aufstellung der Operationellen Pro-
gramme für die Förderperiode 2007 – 2013 im Zen-
trum. Mit über 2,5 Milliarden Euro aus allen Struktur-
fonds ist diese Förderung für Niedersachsen die zentra-
le Stellschraube in der Struktur- und Arbeitsmarktpoli-
tik. Der DGB war in der Kontaktgruppe zur Entwick-
lung der Operationellen Programme vertreten, hat die
Erarbeitung der Förderrichtlinien mitberaten und sitzt
nun mit Stimmrecht in den ESF- und EFRE-Begleitaus-

schüssen. Da in der neuen Förderperiode ein ausge-
prägtes Partnerschaftsprinzip gilt, kann der DGB seine
Forderung nach nachhaltiger Strukturpolitik, Innova-
tion und Qualifikation in den Prozess einfließen lassen.

Zudem ist es gelungen eine EU-Beratungsstelle für Ge-
werkschaften im Konvergenzgebiet in Lüneburg einzu-
richten. Der Mitarbeiter dort informiert über EU-Fra-
gen und -Fördermöglichkeiten und gibt Hinweise für
Projekte mit Gewerkschaftsbezug.

EU-Gesetzgebung
Der DGB begleitet die europäische Gesetzgebung in
den für die Beschäftigten in Niedersachsen besonders
wichtigen Fragen, z. B. bei der EU-Dienstleistungsricht-
linie, der Verlagerungsproblematik, der Neuorientie-
rung der Beihilferegelungen, der Fusionsrichtlinie oder
der neuen Europäischen Chemikaliengesetzgebung.

Grenzüberschreitende Kooperation
Der DGB beteiligt sich seit der Gründung des Inter-
regionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-Nie-
derlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschreitenden
deutsch-niederländischen Gewerkschaftskooperation.
Im Rahmen des IGR WENN wurden auch 2007 Fach-
tagungen, Branchendialoge sowie regelmäßige Vor-
standstreffen abwechselnd in Deutschland und den
Niederlanden durchgeführt. In der Europäischen Arbeits-
marktberatung (EURES) ist Elisabeth Popken aus der
DGB-Region Ostfriesland-Nördliches Emsland auch in
diesem Jahr als EURES-Beraterin tätig gewesen. Die
EURES-Struktur ist neugestaltet worden und muss nun
Tritt fassen.

Union-Regio-Net
Auf Initiative des DGB haben Gewerkschaften aus den
niedersächsischen Partnerregionen ein Projekt zu ihrer
regionalen Vernetzung gestartet. Als erstes EU-Projekt
dieser Art wurde es von der Europäischen Kommission
genehmigt. Das Netzwerk wird aus Mitteln des Sozia-
len Dialoges gefördert. In einer Gemeinsamen Erklä-
rung der CFDT Haute Normandie, des DGB Niedersach-
sen, der OPZZ Großpolen, der Solidarnosc Großpolen

Europa
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und der UGT Andalusien legen die Gewerkschaften
ihre gemeinsamen Positionen dar und verabreden eine
weitere Zusammenarbeit.

Netzwerk Euro-Betriebsräte
Der DGB begleitet das Netzwerk Euro-Betriebsräte
(EBR) Niedersachsen in Zusammenarbeit mit der Ko-
operationsstelle Hochschulen-Gewerkschaften Hanno-
ver-Hildesheim, der Technologieberatungsstelle (TBS)
Niedersachsen und der Bildungsvereinigung ARBEIT UND
LEBEN Niedersachsen e. V. Als branchenübergreifendes
regionales Netzwerk dient es als Forum für alle Be-
schäftigten der DGB-Gewerkschaften, die auf europäi-
scher Ebene arbeiten, aber auch für Betriebsräte, deren
Unternehmen sich europäisieren wollen oder die sich
für die Arbeit auf europäischer Ebene interessieren.

Der DGB hat sich wie in den Vorjahren im Präsidium des
Niedersächsischen Rates der Europäischen Bewegung
(NIREB) beteiligt. Durch die Präsidiumsarbeit und auf
verschiedenen Veranstaltungen konnten wir europa-
politische Gewerkschaftspositionen einbringen.

Bremen

Der DGB war in Bremen an der Diskussion über die
Operationellen Programme ESF und EFRE aktiv beteiligt
und in den ESF- und EFRE-Begleitausschüssen vertre-
ten. Insgesamt stehen in Bremen für die Förderperiode
2007 – 2013 über 230 Millionen Euro für beide Pro-
gramme zur Verfügung. Dazu kommen noch die ent-
sprechenden Komplementärmittel.

Im Bereich ESF wurden drei Prioritäten formuliert:
• Zukunftsbranchen stärken, um das Arbeitsangebot

für Frauen und Männer zu erhöhen,
• Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, um den

sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft zu stärken
sowie

• Chancen von Jugendlichen und jungen Erwach-
senen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt stei-
gern.

Der EFRE-Bereich umfasst zwei Prioritäten:
• Wachstum fördern – Innovation und Wissen voran-

bringen sowie
• Städtische Wirtschafts- und Lebensräume aktivieren.
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Der DGB wird die Umsetzung der Programme wie in
den letzten Jahren kritisch begleiten, aber auch eigene
Vorschläge einbringen. In einem Schreiben an die
Ressorts Wirtschaft und Arbeit forderte der DGB finan-
zielle Mittel für die technische Hilfe bei der Entwick-
lung von Vorschlägen ein.

Sachsen-Anhalt

Der DGB arbeitet in Sachsen-Anhalt aktiv im regiona-
len Begleitausschuss zur Durchführung der operatio-
nellen Programme Sachsen-Anhalt mit und bringt in
der Lenkungsgruppe Evaluierung der Operationellen
Programme die Forderungen der Gewerkschaften ein.
Schwerpunkt war der Abschluss der Förderperiode
2000 – 2006 sowie der Beginn der neuen Strukturfonds-
periode 2007 – 2013.

Die Europäischen Strukturfonds 2007 – 2013 sollen da-
zu beitragen, die Europäische Union bis 2010 zum
erfolgreichsten und wettbewerbsfähigsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum in der Welt zu entwickeln. Für
den DGB steht bei der Erhöhung der wirtschaftlichen
Leistungskraft des Landes und der Verbesserung der
Beschäftigungssituation die Forderung nach mehr und
besseren Arbeitsplätzen im Vordergrund. Der DGB hat
daher in Abstimmung mit den Gewerkschaften ein
Eckpunktepapier für den Einsatz der EU-Strukturfonds-
mittel vorgelegt.

Im Rahmen des Konvergenz-Zieles ist es gelungen, auf
Initiative des DGB ein Kompetenzzentrum zur Stärkung
der Wirtschafts- und Sozialpartner des Landes Sach-
sen-Anhalt aufzubauen. Der DGB ist Lead-Partner für
dieses Projekt.

Der DGB erarbeitet derzeit ein Konzept zur Durchfüh-
rung von Informations- und Schulungsmaßnahmen zu
den EU-Strukturfonds und Querschnittszielen. Dieses
Konzept wird Grundlage für die Durchführung von
Workshops in den DGB-Regionen sein.

Die Landesinitiative „Pakte“ in Sachsen-Anhalt wurde
als eigener Weg der Strukturfondsförderung erfolg-
reich unter verbindlicher Beteiligung der Sozialpartner
abgeschlossen. In der Region Harz ist der DGB Initiator
und Träger des Paktes „Gesundheitsregion Harz“.
Nach Abschluss des Projektes konnte eine positive
Bilanz der Ergebnisse auch der zweiten Förderperiode
vorgelegt werden. Dr. Elisabeth Martin, Vorsitzende
der DGB-Region Halberstadt, wurde insbesondere auf-
grund ihres langjährigen Engagements für die „Gesund-
heitsregion Harz“ im November mit dem Verdienst-
orden der Bundesrepublik Deutschland geehrt. Damit
hat sie erfolgreich zu nachhaltigen Beschäftigungseffek-
ten in den Landkreisen Halberstadt, Quedlinburg und
Wernigerode beigetragen.

Der DGB ist außerdem Mitglied in den Beiräten der
Landesinitiativen, im Beirat des URBAN-II Programms
sowie im Beirat des Programms LEADER PLUS.

Durch den DGB Sachsen-Anhalt wurde in Zusammen-
arbeit mit der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN
Sachsen-Anhalt e.V. ein Projekt zur Ausbildungs- und
Qualifizierungsberatung, zur Potentialerschließung für
Nachwuchskräfte sowie zur Fachkräftesicherung für
klein- und mittelständische Unternehmen in Sachsen-
Anhalt beim Ministerium für Wirtschaft und Arbeit ein-
gereicht.
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Niedersachsen

In einer guten Umweltpolitik liegt der Schlüssel für die
Zukunftsfähigkeit. Der DGB bewertet die gegenwärti-
ge Umweltpolitik in Niedersachsen äußerst kritisch und
fordert eine Kurskorrektur. Umweltpolitik muss sich am
Leitbild der Nachhaltigkeit orientieren. Nachhaltigkeit
zu gewährleisten ist eine Querschnittsaufgabe, Verant-
wortung tragen daher alle Politikbereiche und Verwal-
tungsgliederungen. Nicht das Gegeneinander von öko-
logischen gegenüber ökonomischen Anforderungen ist
das Gebot der Stunde, sondern das Erkennen und Um-
setzen der Vorteile für die Ökonomie, die sich aus einer
konsequenten ökologischen Orientierung ergeben. Die
Produktion sauberer Energie, die Förderung umwelt-
schonenden Verkehrs, nachhaltiger Konsum und nach-
haltige Produktion, die ökologische Bewirtschaftung
natürlicher Ressourcen und der Schutz der biologi-
schen Vielfalt sowie die Verbesserung der Gesundheit
der Bevölkerung stecken den Rahmen dafür ab. Eine
funktionierende Umweltpolitik ist Motor für Innova-
tion und Beschäftigung.

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte im Jahr 2007 vier Mal. Der langjährige
Vorsitzende Prof. Dr. Eberhard Schmidt legte sein Amt
nieder, Heinz-Werner Persiel wurde einstimmig zum
neuen Vorsitzenden gewählt. Der AfU befasste sich
2007 unter anderem mit der Arbeit der Regierungs-
kommission Umwelt und der niedersächsischen Atom-
politik. Eine AfU-Arbeitsgruppe hat zusammen mit vier
Umweltorganisationen zwölf Leitlinien für eine gute
Umweltpolitik in Niedersachsen erarbeitet, die am 6.
Dezember in einer Diskussionsveranstaltung vorgestellt
wurden.

Darüber hinaus hat der AfU eine Besichtigung des Er-
kundungsbergwerkes Gorleben und des Zwischenla-
gers durchgeführt. Die notwendigen Stellungnahmen
zu umweltpolitischen Gesetzgebungen wurden auf
den Weg gebracht.

Regierungskommission Umwelt
Die niedersächsischen Gewerkschaften haben sich seit
der ersten Niedersächsischen Regierungskommission
„Umweltmanagement und Kreislaufwirtschaft“ an allen
Folgekommissionen sowohl in der Kommission selbst
als auch in den Arbeitsgruppen aktiv beteiligt. Der DGB
hat an den Sitzungen der Regierungskommission teil-
genommen und war in allen Arbeitsgruppen vertreten.

Am 18. Juli ist die Arbeit der 5. Regierungskommission
„Umweltpolitik im Europäischen Wettbewerb“ mit
einem Symposium abgeschlossen worden, an dem
auch der DGB exponiert teilnahm.

Am 5. Dezember 2007 wurde die 6. Regierungskom-
mission Umwelt eingerichtet. Der DGB wirkte an der
Vorbereitung aktiv mit und hat insbesondere den Punkt
Ressourceneffizienz in der Arbeit der Regierungskom-
mission verankert. Der DGB wird wieder in der Regie-
rungskommission vertreten sein und die gewerkschaft-
lichen Anliegen eintragen.

Sachsen-Anhalt

Die Umweltallianz Sachsen-Anhalt wurde 2007 unbe-
fristet fortgeschrieben. Ziel dieser Vereinbarung ist es,
zur weiteren Entlastung der Umwelt und zur Ressour-
censchonung beizutragen. Außerdem soll durch die Ver-
einfachung von Umweltvorschriften und ihres Voll-
zuges sowie der Entwicklung partnerschaftlicher Bezie-
hungen die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes
Sachsen-Anhalt gestärkt werden. Der DGB ist im Beirat
für Umwelt und Wirtschaft vertreten, der die Umwelt-
allianz fachlich begleitet und weiter entwickelt. 

Umweltpolitik
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Angesichts der Kommunalwahlen in Sachsen-Anhalt,
der Bürgerschaftswahl in Bremen sowie der Landtags-
wahl in Niedersachsen und der veränderten Strategie
der NPD, die sich mit den Stichworten „Kampf um die
Straße“, „Kampf um die Köpfe“, „Kampf um die Wäh-
ler“ beschreiben lässt, waren Gewerkschafterinnen
und Gewerkschafter in diesem Jahr an vielen Orten
besonders herausgefordert. Der DGB spricht sich ein-
deutig für ein neues NPD-Verbotsverfahren aus, for-
dert aber auch eine konsequente Aufklärungs- und
Bildungsarbeit.

Niedersachsen

Gerade im Vorfeld der Landtagswahlen in Niedersach-
sen im Januar 2008 tritt die NPD aggressiv auf und for-
dert starke Gegenwehr heraus. Aufmärsche der NPD in
Hannover und Hildesheim, aggressives Vorgehen in der
Lüneburger Heide, NPD-Parteitag in Bad Lauterberg
und und und ... Die Liste ließe sich beliebig erweitern
und zeigt, dass wir mittlerweile flächendeckend mit
dem Problem des erstarkenden Neonazismus konfron-
tiert werden.

Die DGB-Regionen haben deshalb Gegendemonstra-
tionen sowie Bündnis- und Informationsveranstaltun-
gen initiiert oder waren in solche eingebunden, im

Harz organisierte der DGB eine Demonstration gegen
Rechtsextremismus von Beschäftigten aus Betrieben.
Beispielhaft ist auch das Engagement des DGB in Del-
menhorst, um den Verkauf eines Hotels an den Neo-
nazi Jürgen Rieger zu verhindern. An den Vorsitzenden
des DGB-Kreisverbandes, Ulrich Kelm, wurde aufgrund
dieser herausragenden Aktivitäten die Hans-Böckler-
Medaille verliehen. 

Bremen

Zur Bürgerschaftswahl in Bremen hat der DGB Plakate
und Postkarten entwickelt, die in Bremerhavener  und
Bremer Betrieben verteilt wurden. Zusätzlich produzier-
ten wir Aufkleber für Briefkästen mit der Aufschrift
„Keine Nazi-Post einwerfen“.
Seit Juli 2006 gibt es beim DGB in Bremerhaven eine
AG Vielfalt, die sich zum Ziel gesetzt hat, kontinuier-
lich und nachhaltig gegen Rechtsextremismus in
Bremerhaven zu arbeiten. Seitdem treffen sich regel-
mäßig zehn bis fünfzehn Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter.

Als Resümee der bisherigen Aktivitäten entwickelte die
AG Vielfalt die Forderung nach einer von der Kom-
mune finanzierten Informations- und Koordinie-
rungsstelle „Vielfalt“. Dies wurde den demokratischen
Parteien in der Bremerhavener Stadtverordneten-
versammlung Anfang Oktober schriftlich dargelegt.

Die AG Vielfalt organisierte zur Bürgerschaftswahl ein
breites Bündnis gegen die öffentliche Wahlveran-
staltung der DVU, das zu einer Gegenkundgebung auf-
rief, an der sich über 2000 Menschen beteiligten.

Die DGB-Jugend Bremen realisiert in Kooperation mit
weiteren Partnern eine DVD zum Thema Jugend und
Rechtsextremismus. Die DVD richtet sich besonders an
MultiplikatorInnen und Lehrkräfte und wird zum Jah-
resende fertig gestellt sein. Außerdem wurden diverse
Kooperationsveranstaltungen mit externen ReferentIn-
nen aus Wissenschaft und Praxis durchgeführt.

Aktiv gegen Rechts
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Sachsen-Anhalt

Der DGB in Sachsen-Anhalt hat auch in diesem Jahr
wieder die Interessen der Gewerkschaften in den Bünd-
nissen Für Toleranz und Demokratie, Runder Tisch
gegen Ausländerfeindlichkeit und im Bündnis für Inte-
gration und Zuwanderung vertreten. Hinzu kamen die
Beiräte der Landespolitischen Aktionspläne.

Gemeinsam mit der Landeszentrale für politische Bil-
dung fanden in diesem Jahr das erste Mal zwei Treffen
aller lokalen Bündnisse vor Ort statt, bei denen ein
reger Austausch untereinander stattfand. Eine weitere
Veranstaltung zum Thema Fremdenfeindlichkeit im
Alltag wurde in Dessau gemeinsam mit dem Bündnis
für Integration und dem Runden Tisch durchgeführt.
Hinzu kommen unzählige Demos und Veranstaltun-
gen, bei denen wir vertreten waren.

Die politische Forderung nach kontinuierlicher Förde-
rung von Projekten gegen Rechts wurde in Diskus-
sionen mit dem Innenminister Klaus Jeziorsky, Bundes-
tagsabgeordneten und dem Generalsekretär des jüdi-
schen Zentralverbandes immer wieder angesprochen.
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Die Gewerkschaftsjugend war 2007 aktiv in der Jugend-
bildungsarbeit, in Aktionen für mehr Ausbildung,
gegen den Rechtsextremismus alter und neuer Nazis
und war unterwegs an Schulen, Berufsschulen und
Hochschulen.

Aktivitäten gegen Rechts
Das Projekt „...für demokratie courage zeigen!“, eine
gemeinsame Initiative mit der Naturfreundejugend,
fand 2007 seine Fortsetzung. In vielen Projekten mit
Schulen und Berufsschulen haben wir uns engagiert.
Das aggressive Vorgehen der NPD, freier Kameradschaf-
ten und anderer rechtsextremer Organisationen und
Parteien zeigt die Notwendigkeit einer antirassistischen
politischen Jugendbildung. Die NPD ist an Schulen ak-
tiv und versucht mit sozialpolitischen Themen gerade
unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen neue Leu-
te zu gewinnen. Wir setzen dem unsere Projekte ent-
gegen, die die Förderung von Demokratie und Toleranz
zum Ziel haben.

Die unsichere öffentliche Förderung und die späte Be-
willigung einer Unterstützung durch das neue Bundes-
modellprogramm „Vielfalt tut gut“ haben die Arbeit
erheblich erschwert. Angesichts der Erfolge der Rechts-
extremen benötigen wir dringend stabile Förderungen
der Jugendarbeit gegen Rechts.

In Kooperation mit der Landesvereinigung kulturelle
Jugendbildung Sachsen-Anhalt e.V. und der Auslands-
gesellschaft Sachsen-Anhalt e.V. hat die DGB-Jugend
aufgrund der anhaltenden Gewaltbereitschaft und
Ausländerfeindlichkeit unter Jugendlichen ein Konzept
zur Durchführung von Projekttagen entwickelt. Das Pro-
jekt für Toleranz und Demokratie (PTD), seit Oktober
2001 Bestandteil des ostdeutschlandweit arbeitenden
Netzwerkes für Demokratie und Courage, bildete
Jugendliche und junge Erwachsene zu Teamerinnen und
Teamern aus. Bis Oktober 2007 erreichte das PTD mit 75
Projekttagen Jugendliche an allgemeinbildenden Schu-
len, Berufsschulen und in Freizeiteinrichtungen. Seit
Beginn des Jahres 2005 wird das Projekt durch die Deut-
sche Behindertenhilfe – Aktion Mensch e. V. gefördert.

Ausbildung für alle
Der DGB hat 2007 angesichts der katastrophalen
Situation am Ausbildungsstellenmarkt die Initiative
„Ausbildung für alle“ ins Leben gerufen. Kernelement
ist die Forderung nach einem Grundrecht auf Ausbil-
dung, einer solidarischen Finanzierung der Ausbildung
und einer deutlichen Qualitätssteigerung in der Ausbil-
dung. 

Um den Forderungen nach einem ausreichenden und
auswahlfähigen Angebot an Ausbildungsplätzen für
alle Jugendlichen Nachdruck zu verleihen, gab es in Nie-
dersachsen am 11. Mai einen Wandertag vieler Schu-
len nach Hannover. In enger Kooperation mit der GEW
und anderen Mitgliedsgewerkschaften kamen rund
1.000 Schülerinnen und Schüler und deren Lehrerinnen
und Lehrer trotz Drohungen und Einschüchterungen
der Schulbehörden vor den Landtag, um deutlich zu
machen, dass Politik und Wirtschaft endlich handeln
müssen.

Jugend in Aktion
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DGB, GEW, Landeselternrat und Landesschülerrat in
Sachsen-Anhalt machten im April mit Postkarten und
E-Mails gemeinsam mit Betroffenen auf die Ausbildungs-
situation und die Probleme des doppelten Abiturjahr-
ganges aufmerksam. In einem gemeinsamen Aufruf
wurden die Schaffung zusätzlicher betrieblicher Aus-
bildungsplätze, die Erweiterung des Kreises der ausbil-
denden Betriebe und die Einrichtung zusätzlicher schu-
lischer Ausbildungsplätze für Jugendliche, die keinen
dualen Ausbildungsplatz erhalten, gefordert. Die Aktio-
nen im Rahmen der Initiative setzten sich im zweiten
Halbjahr mit der Petition „Grundrecht auf Ausbildung“
in Form verschiedener Aktivitäten fort.

Berufsschularbeit
Die Berufsschularbeit ist ein wesentlicher Pfeiler der
Vorfeldarbeit. Mit dem Projekttag für Demokratie und
Mitbestimmung (PDM) waren wir in Berufsschulen
unterwegs. Begleitend dazu fand an vielen Orten die
Berufsschultour statt. In Zusammenarbeit mit den Ge-
werkschaften war die DGB-Jugend vor und in Berufs-
schulen präsent. Ziel des PDM ist es, Jugendlichen und
jungen Erwachsenen wirtschaftliche Zusammenhänge
zu erklären, die Rolle von Gewerkschaften im politi-
schen und wirtschaftlichen System darzustellen und zu
persönlichem Engagement sowie zur Interessenvertre-
tung zu motivieren.

Europäisches Netz von Demokratiewerkstätten
Mit dem dreijährigen Projekt „Europäisches Netz von
Demokratiewerkstätten – kulturelle Vielfalt und Tole-
ranz konkret!“ stärken wir in Niedersachsen und Bre-
men zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure
und suchen in Demokratiewerkstätten Lösungsideen
für europapolitische Fragen. In den Demokratiewerk-
stätten begegnen sich junge Menschen mit multikultu-
rellem, multiethnischem und multireligiösem Hinter-
grund. Sie erarbeiten sich nicht nur interkulturelle
Kenntnisse und Kompetenzen, sondern bauen langfri-
stige Kooperationsbeziehungen und Freundschaften
auf. Im Sommer fand die erste Demokratiewerkstatt in
Budapest statt. 2008 ist eine Fortsetzung in Spanien
geplant.

Bella Ciao auf den Spuren der Partisanen 
Auch dieses Jahr fand wieder eine Auslandsmaßnahme
der DGB-Jugend in Italien statt. Neben Gesprächen mit
Zeitzeugen und einer Einführung in die historische
Entwicklung vor und nach der „Resistenza“ stand der
Austausch über Konzepte der antifaschistischen und
antirassistischen Bildung im Vordergrund.

Projektschultage „Mädchen sind laut – Jungs sind
zickig“
Im Projekt „Mädchen sind laut, Jungs sind zickig“, das
zu den Themen Geschlechterbilder, Lebens- und Be-
rufsplanung, Konkurrenz und Ausgrenzung arbeitet,
sind viele Projekttage an Schulen durchgeführt wor-
den. Im Rahmen des Projektes fanden auch Teamfort-
bildungen und eine Qualifizierung für neue Teamer
und Teamerinnen statt.

Niedersachsen

Die Profillosigkeit der  Jugendpolitik in Niedersachsen
hat sich nach dem Jahr der Jugend 2006 fortgesetzt.
Eine ideelle und finanzielle Aufwertung der Jugend-
arbeit durch die Landesregierung fand leider nicht
statt. Die Abschaffung des Landesjugendhilfeausschus-
ses und die Auflösung des eigenständigen Landes-
jugendamtes, verbunden mit einer weiteren personel-
len Ausdünnung, haben zu einer schlechteren Lobby
der Jugend geführt. Wir fordern weiterhin, den Lan-
desjugendhilfeausschuss wieder einzusetzen und die
Einheit der Jugendhilfe auch organisatorisch im Lande
darzustellen.

NextNetz und die Auswirkungen
In den beiden vorangegangenen Jahren hatten wir
durch das Förderprogramm NextNetz die Möglichkeit,
neue Wege in der Arbeit für benachteiligte Jugend-
liche zu testen. Die gewonnenen Erfahrungen wurden
in diesem Jahr an vielen Stellen fortgeführt: Der Pro-
jekttag NextGeneration für Berufsschülerinnen und
Schüler in Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbil-
dungsjahr und in vollzeitschulischen Maßnahmen, die
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geschlechterorientierte Bildungsarbeit für bildungsfer-
ne Jugendliche oder auch die Angebote am Übergang
Schule – Beruf.

Projekte zur Berufsorientierung
In Kooperation mit der ver.di-Jugend und der
Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN e.V. haben wir
Modellprojekte für unsere Bildungsarbeit am Übergang
Schule – Beruf entwickelt. Damit bieten wir Schülerin-
nen und Schüler in Abgangs- und Vorabgangsklassen
eine nachhaltige, mit gewerkschaftspolitischen Inhal-
ten versehene Berufsorientierung an.  In langfristigen
Projekten arbeiten wir mit Schulklassen zusammen und
führen Bildungsangebote durch, die sich mit Arbeits-
welt, Lebensplanung, Solidarität, Mitbestimmung und
gesellschaftspolitischen Inhalten beschäftigen.

Aktivitäten zur Landtagswahl
Ende des Jahres haben wir uns mit Diskussionsveran-
staltungen mit Landtagskandidatinnen und -kandida-
ten in den niedersächsischen Wahlkampf eingemischt
und Position bezogen. Im Vorfeld der Landtagswahlen
am 27. Januar 2008 haben wir Flyer, Postkarten und
Anti-Nazi-Aufkleber für Briefkästen erstellt. Insbeson-
dere die Aufkleber fanden reißenden Absatz und wur-
den mehrfach nachproduziert.

Wieder Jugendbildungsarbeit im Nordwesten
Nach längerer Vakanz konnte in der zweiten Jahres-
hälfte die Jugendbildungsreferentenstelle für die
Bereiche Oldenburg-Wilhelmshaven, Ostfriesland- Nörd-
liches Emsland und Osnabrück-Emsland wieder besetzt
werden. 

Bremen

Schwerpunkte der Jugendbildungsarbeit der DGB-
Jugend in Bremen sind Aus- und Fortbildungen von
Ehrenamtlichen und die außerschulische Jugendbil-
dungsarbeit vor allem mit Schülerinnen und Schülern.
Durchgeführt wurden unter anderem die Projekttage
für Demokratie und Mitbestimmung (PDM) zum Thema

Geschlechterbilder und Geschlechterrollen sowie das
Projekt „...für demokratie courage zeigen“. Es gab
verschiedene Informationstreffen für neue Teamende;
die Arbeitskreise sowie die Ehrenamtlichenstrukturen
haben stetig steigenden Zulauf.

Ueber arbeiten
Im Januar beteiligte sich die DGB-Jugend am bundes-
weiten Filmfestival „Ueber arbeiten“. Für dieses Festi-
val wurden elf aktuelle deutsche und internationale
Dokumentarfilme ausgewählt, die mit den Themen
Arbeit, Wirtschaft und Globalisierung drei Schlüsselbe-
griffe der aktuellen politischen und sozialen Reform-
diskussion beleuchten.

Farbe bekennen
Im Projekt „Farbe bekennen – für Vielfalt in Schule,
Stadtteil und Leben“ setzten sich Schülerinnen und
Schüler mit Themen wie Ausgrenzung und Rassismus
in ihren Lebenswelten in Schule und Stadtteil ausein-
ander und wurden angeregt, praktische Veränderungs-
möglichkeiten im Gemeinwesen zu formulieren. Mit
dem Stadtteilbeirat bestand die Vereinbarung, konkre-
te Veränderungsvorschläge in die parallel laufende
Stadtteilaktion „Gröpelingen gegen Rechts“ aufzu-
nehmen.
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Weitere Aktionen der DGB-Jugend in Bremen fanden
zum Tag der Arbeit, bei Berufsmessen, in der Bremer
Innenstadt gegen die Modulisierung in der Berufs-
bildung, zur Bürgerschaftswahl und zur Vergabe des
Wanderpokals für den besten Ausbildungsbetrieb des
Jahres statt.

Sachsen-Anhalt

Die Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Jugend-
bildungsarbeit in Sachsen-Anhalt waren die Aus- und
Fortbildung Ehrenamtlicher, die sich in der außerschu-
lischen Bildungsarbeit engagieren, sowie außerschuli-
sche Jugendbildungsangebote. Hierzu gehörte die
Fortsetzung der antirassistischen Bildungsangebote;
Angebote zur beruflichen Orientierung und zur Beglei-
tung des Übergangs von Schule ins Berufsleben für
Jugendliche und junge Erwachsene wurden weiterent-

wickelt. Wir engagieren uns durch vielfältige Aktionen
in den regionalen Bündnissen gegen Rechts sowie im
landesweiten Netzwerk für Toleranz und Demokratie.

Veranstaltungen zur Stärkung politischer und
sozialer Kompetenzen
Unsere Veranstaltungen zu Fragen des Lebensunterhal-
tes und der rechtlichen Rahmenbedingungen während
der Ausbildung sowie der Mitbestimmung und der
politischen Interessensvertretung sowie zum Thema
Globalisierung fanden großes Interesse, ebenso die
Angebote der antirassistischen Bildungsreihe. Sie rich-
teten sich an Jugendliche und junge Erwachsene sowie
an Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der außer-
schulischen Jugendarbeit. 

Qualifizierung von Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren
Die Arbeit unseres ehrenamtlich tätigen Teamerinnen-
und Teamerarbeitskreises (TAK), der die Jugendbil-
dungsarbeit unterstützt, konnte weiter gefestigt wer-
den. Zum einen stand die methodische und inhaltliche
Qualifizierung unserer Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren im Mittelpunkt. Mit diesen Veranstaltungen
stärkten wir unter anderem die Arbeit der Hochschul-
informationsbüros in Magdeburg und Halle. Zum ande-
ren entwickelte der TAK Jugendbildungskonzepte und
war an der Organisation, Durchführung und Auswer-
tung von Veranstaltungen der DGB- Jugend beteiligt. 
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Die Zuständigkeit für den Bereich Gleichstellungs- und
Frauenpolitik hat mit Beginn des Jahres 2007 gewech-
selt. Die langjährige Bezirksfrauensekretärin Helga
Papendick-Apel hat diesen Bereich an Dorothea Brau-
nert übergeben. Im Namen der DGB-Frauen möchten
wir Helga Papendick-Apel an dieser Stelle unseren
Dank für die geleistete Arbeit aussprechen. Nicht zu-
letzt dank ihres Mandats als Beisitzerin im Vorstand
des Landesfrauenrates Niedersachsen e.V. haben die
Positionen des DGB Beachtung erfahren und sich in
der Arbeit des Landesfrauenrates deutlich abgebildet.

Das Jahr 2007 war das Europäische Jahr der Chancen-
gleichheit. Gleiche Chancen für Frauen und Männer
und „gleiches Entgelt für gleiche Arbeit“ waren bereits
zu Beginn der europäischen Einigung vor 50 Jahren ein
Aspekt der europäischen Wettbewerbspolitik. Seitdem
hat es viele Fortschritte gegeben. Deutlich ist aber auch:
Die Unterschiede in der Erwerbstätigkeit von Frauen in
den EU-Staaten sind noch erheblich. Der DGB-Bezirk
nahm dies zum Anlass gemeinsam mit dem Europä-
ischen Informations-Zentrum (EIZ) beim Niedersäch-
sischen Gleichstellungsgipfel den Blick über die Gren-
zen zu werfen, die Defizite und Unterschiede zwischen
den EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf die Gleichstellung
der Frauen in der Erwerbstätigkeit zu hinterfragen und
herauszufinden, was wir von unseren Nachbarinnen
lernen können.

Die Frauen im DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt arbeiten intensiv und erfolgreich zu-
sammen. In den Ländern sind Landesfrauenausschüsse
gebildet, auf Regionsebene arbeiten Ausschüsse und
Bündnisse und nicht zuletzt sind die DGB-Frauen auch
in den jeweiligen Landesfrauenräten aktiv.

Landesfrauenräte
Die DGB-Frauen sind Mitglied in den Landesfrauen-
räten Niedersachsen und Sachsen-Anhalt sowie im
Bremer Frauenrat. Zwischen den Landesfrauenräten
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt gibt es eine enge
Zusammenarbeit, es werden z. B. gemeinsame Veran-
staltungen durchgeführt. Die bisherige Bezirksfrauen-

sekretärin Papendick-Apel ist Beisitzerin im niedersäch-
sischen Vorstand des Landesfrauenrates und leitete
dessen Arbeitskreis Frau und Wirtschaft bis zum Novem-
ber 2007. In Bremen ist der Vorsitz des Bremer Frauen-
rats mit der Gewerkschaftsvertreterin Gisela Hülsbergen
besetzt, die im April diesen Jahres erneut mit großer
Mehrheit im Amt bestätigt wurde. Auch in Sachsen-
Anhalt arbeiten Gewerkschaftsfrauen im Vorstand mit,
so dass  gewerkschaftspolitische Themen in die Diskus-
sion und die Beschlussfassung eingebracht sowie wich-
tige politische Debatten angestoßen werden können.

Frauensommertagung in Sonneck – 
„Wie bringe ich meine Botschaft ins Gespräch?“
Trotz großer Anstrengungen und Mühen erleben viele
engagierte DGB-Frauen, dass es ihnen immer schwerer
fällt, ihre Themen in der Öffentlichkeit zu platzieren.
Auf der diesjährigen bezirksweiten Frauen-Sommerta-
gung haben wir deshalb neue und andere Wege für
unsere eigene Öffentlichkeitsarbeit entwickelt. Dabei

Frauen- und 
Gleichstellungspolitik
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ging es um Ideen, die mit einfachen Mitteln und wenig
finanziellem, organisatorischen und zeitlichen Aufwand
umsetzbar sind und gleichzeitig Alternativen zum tra-
ditionellen Informationsstand und zur Pressemitteilung
darstellen. Unterstützt wurden wir durch den Referen-
ten Wolfgang Nafroth, der über vielfältige Erfahrung in
der gewerkschaftlichen Öffentlichkeitsarbeit verfügt.
Diese neue Form der Öffentlichkeitsarbeit soll im kom-
menden Jahr fortgesetzt werden.

Internationaler Frauentag
Auch in diesem Jahr haben die DGB-Frauen den Inter-
nationalen Frauentag mit vielen Ideen und guten Aktio-
nen begleitet. Bezirksweit haben in über 30 Städten
und Gemeinden Veranstaltungen unter dem Motto
„Zwei Schritte vor und keiner zurück“ stattgefunden.
In Bremen wurde 2007 erstmals wieder genau am ach-
ten März eine zentrale gemeinsame Veranstaltung zum
Thema Frauen und Arbeit durchgeführt. In einer Feier-
stunde des Bremer Frauenrats wurde die Frau des Jah-
res vorgestellt: Es wurde die Gewerkschafterin Ayten
Kocaoglu geehrt, die sich um die Integration von
Migrantinnen im Lande Bremen verdient gemacht hat.

Girls’ Day
In Niedersachsen gibt es sei dem Vorjahr den Girls’ Day
nicht mehr, da die Landesregierung  den verpflichten-
den Zukunftstag für Jungen und Mädchen eingeführt
hat. Der Landesfrauenausschuss des DGB Nieder-
sachsen fordert die Wiedereinführung des Girls´ Day,
um die einseitige Berufsorientierung der Mädchen
abzubauen.

In Sachsen-Anhalt, wo technische Berufe traditionell
auch Frauenberufe sind, beteiligt sich der DGB im lan-
desweiten Netzwerk zum Girls’ Day. 2007 gestalteten
der DGB Sachsen-Anhalt und die DGB-Jugend in
Kooperation mit der Hochschule Magdeburg/ Stendal,
den Girls’ Day. Das spezifische für Sachsen-Anhalt ist,
dass dieser Tag der Berufsfrühorientierung sich nicht
nur an Mädchen, sondern auch an Jungen richtet.

Niedersachsen

Der Landesfrauenausschuss (LFA) Niedersachsen hat in
diesem Jahr zum Schwerpunkt „Europäisches Jahr der
Gleichstellung“ gearbeitet. Beginnend mit oben er-
wähnter Veranstaltung standen Themen wie Diskrimi-
nierungs-Tatbestände in Tarifverträgen bis hin zu Lohn-
gerechtigkeit auf der Agenda. Der Landesfrauenaus-
schus hat sich auch in diesem Jahr mit großem Erfolg
an der Infa, der größten deutschen Erlebnis- und Ein-
kaufsmesse in Hannover, beteiligt.

Bremen

Der Regionsfrauenausschuss trifft sich regelmäßig ein-
mal im Monat, um über aktuelle frauenpolitische
Themen zu diskutieren. Zu Beginn des Jahres wurde auf
einer Klausurtagung verabredet, sich in diesem Jahr
mit dem Schwerpunktthema „Frauen und Geld“ zu
beschäftigen. Neben den aktuellen und regelmäßigen
Fragen sollen zu den Sitzungen Fachleute eingeladen
werden, die dieses Thema behandeln. 
In der ersten Sitzung des Jahres wurde eine Übersicht
über die Einkommenssituation von Frauen erarbeitet.
In den weiteren Sitzungen wurden die Einkommens-
forderungen und die Tarifverträge von ver.di, NGG, IG
BAU und IG Metall dargestellt. Die Themen Rente mit
67, verschiedene Entgeltvarianten wie Kombilohn oder
Investivlohn, Arbeitslosengeld I und II mit den jeweili-
gen Auswirkungen für Frauen waren weitere Inhalte.

Familienfreundliche Stadt?
Die Bremer Initiative „Bremer Verbundprojekt Beruf
und Familie“ will Impulse setzen, um die Lebensbedin-
gungen der Menschen zu verbessern und das Leben
zwischen Arbeit und Alltag familienfreundlicher zu
gestalten. Der DGB gehört neben dem Kirchlichen
Dienst in der Arbeitswelt (KDA), der Arbeitnehmer-
kammer, dem Forum zeiten der stadt und der
Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberech-
tigung der Frau zu den Initiatorinnen und Initiatoren
des Projekts. In diesem bundesweit modellhaften Pro-
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jekt arbeiten Unternehmen, Institutionen und öffentli-
che Einrichtungen gemeinsam daran, die Vereinbarkeit
der verschiedenen Lebensbereiche zu verbessern und
in der Unternehmens- und Stadtkultur zu verankern.
Im Zentrum der Arbeit steht der Jour Fix, bei dem
Unternehmen und Einrichtungen vier Mal pro Jahr ihre
Erfahrungen austauschen.

Sachsen-Anhalt

Der Landesfrauenausschuss in Sachsen- Anhalt beschäf-
tigte sich in diesem Jahr mit der Arbeitsmarktsituation
von Frauen, der Frage der Vereinbarkeit Familie und
Beruf sowie der Unterstützung der gewerkschaftlichen
Frauenarbeit in den Regionen.

Als Gast der LFA-Sitzung im Mai begrüßten wir die
Gleichstellungsbeauftragte des Landes Sachsen-Anhalt.
Gemeinsam wurden frauenpolitische Schwerpunkte
aus Sicht der DGB-Frauen diskutiert und Verabredun-
gen für eine weitere Zusammenarbeit getroffen. Dazu
zählen die geplante Novellierung des Frauenförder-
gesetzes Sachsen-Anhalt, die Umsetzung des Allge-
meinen Gleichstellungsgesetzes und die
Durchführung einer gemeinsamen Tagung zum
Internationalen Frauentag 2008 mit dem
Schwerpunkt Existenz sichernde Löhne
für Frauen in Sachsen-Anhalt.

Durch den DGB-Landesfrauen-
ausschuss wurden frauenpoliti-
sche Positionen für das Sozial-
politische Programm der Lan-
desregierung erarbeitet.



Arbeits- und 
Gesundheitsschutz
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Niedersachsen

Wie in den letzten Jahren haben die Vertreterinnen
und Vertreter des DGB im Rahmen ihrer Mitarbeit im
Beirat für Arbeits- und Gesundheitsschutz des Landes
Niedersachsen den Schwerpunkt auf die Ausgestal-
tung der deutschen Arbeitsschutzstrategie und auf die
Aktivitäten des Landes im Rahmen der Arbeitsschutz-
behörden gelegt. Für das nächste Jahr ist angedacht,
gemeinsam branchenbezogene Dialoge zu entwickeln.
Die Akteure im Beirat, zu denen Vertreter der IG Me-
tall, ver.di, IG BAU, NGG und IG BCE gehören, legen
großen Wert darauf, dass jährlich mit der politischen
Spitze des Sozialministeriums ein Gedankenaustausch
stattfindet.

Bremen

Der Arbeitskreis Arbeits- und Gesundheitsschutz Bre-
men beschäftigte sich vor allem mit den Veränderun-
gen bei der gesetzlichen Unfallversicherung. Er beglei-
tet außerdem den Landesarbeitskreis für Arbeits-
sicherheit und das Bremer Internet-Portal www.auge-
netzwerk.de. Wiederholt hat der DGB sich dafür einge-
setzt, den Personalbestand bei der Gewerbeaufsicht zu
erhalten, um weiterhin einen wirksamen Schutz der
Beschäftigten zu gewährleisten.

Großen Zuspruch erhielt wieder die jährliche Arbeits-
schutzkonferenz des DGB. Sie wurde bereits zum drei-
zehnten Mal durchgeführt und beschäftigte sich mit
dem Thema „Demografischer Wandel – Bedeutung für
die Arbeitswelt“. Nach einer arbeitswissenschaftlichen
Einführung diskutierten Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschaftern aus Bremen und Niedersachsen, wie
Unternehmen sich auf die demografische Entwicklung
einstellen können. Hierzu wurden Praxisbeispiele aus
Bremer Betrieben vorgestellt und Handlungsmöglich-
keiten für Betriebsräte aufgezeigt.

Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiten aktiv im
Landesarbeitskreis für Arbeits- und Gesundheitsschutz
in Sachsen-Anhalt mit und gestalten in diesem Rah-
men den Tag der Arbeitssicherheit mit. Aktuell wird die
Übertragung des Arbeitsschutzes auf die kommunale
Ebene diskutiert. Hiergegen spricht sich der DGB aus,
da nur das Land genügend Fachpersonal vorhalten und
eine unabhängige Kontrolle von politischen und wirt-
schaftlichen Interessen verwirklichen kann.



Niedersachsen

In die Diskussion um geplante Strukturreformen bei
den Handwerkskammern in Niedersachsen ist Bewe-
gung gekommen. Die Handwerkskammern Lüneburg/
Stade und Braunschweig haben sich mit Unterstützung
unserer Gesellenvertreter dazu entschlossen, eine ge-
meinsame Kammer zu bilden. Die von DGB-VertreterIn-
nen aus Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt
sowie Arbeitnehmervizepräsidenten erarbeitete Leitlinie
für Strukturreformen im Handwerk war eine Grundlage
für die Entscheidung für die Fusion.

Der Ausschuss der Vertrauensleute der Gewerkschaf-
ten in den Handwerkskammern auf Bezirksebene hat
sich daneben auch mit Mindest- und Kombilöhnen so-
wie den Landtagswahlen in Niedersachsen beschäftigt.

Bremen

Die Zusammenarbeit der DGB-Gewerkschaften mit den
Vollversammlungsmitgliedern ist in Bremen sehr gut.
Im Vorstand und in der Vollversammlung der Hand-
werkskammer ist die Arbeit für die Arbeitnehmerver-
tretung aber nach wie vor nicht einfach, da die Arbeit-
geber nicht alle Informationen weitergeben, die für die
Arbeitnehmer wichtig sind. Im Berichtszeitraum hat
der DGB für die Berufsbildungsausschüsse der Hand-
werkskammer und der Handelskammer eine Fortbil-
dung angeboten. Thema war die Umsetzung des Berufs-
bildungsgesetzes in den Gremien.

Sachsen-Anhalt

Der DGB unterstützte in Sachsen-Anhalt die neuge-
wählten Arbeitnehmervertreter in den Vollversamm-
lungen der Handwerkskammern Halle und Magdeburg.
In den Vollversammlungen und Berufsbildungsausschüs-
sen wurde der beginnende Fachkräftemangel in einzel-
nen Handwerksbranchen diskutiert. Die Arbeitnehmer-
seite setzte sich gemeinsam mit dem DGB für eine

Erhöhung der Attraktivität der Handwerksberufe ein.
Gemeinsam mit der Handwerkskammer Halle führten
wir eine Arbeitnehmer-Klausur durch, bei der die The-
men Berufliche Bildung, Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge, Kammerhaushalt, das EU-Projekt „Personal Aktiv“
und das DGB-Projekt „Beratungsoffensive Handwerk“
auf der Tagesordnung standen.

In Zusammenarbeit mit der Handwerkskammer Magde-
burg befasste sich eine Arbeitnehmer-Klausur mit den
Themen Strukturreform des Handwerks und Arbeitsfor-
men in der handwerklichen Selbstverwaltung.

Handwerk

35Jahresbericht 2007 • Handwerk



Allen ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der
Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit hat der DGB-
Bezirk Schulungen angeboten. Die vierzehn Seminare
wurden an sechs unterschiedlichen Orten in Nieder-
sachsen durchgeführt. Die Veranstaltungen wurden
auch in diesem Jahr sehr gut besucht, im Durchschnitt
nahmen 25 Teilnehmerinnen und Teilnehmer teil.

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter der Arbeits-
gerichtsbarkeit wurden zu den Themen 
• Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Ein-

zelheiten und Auswirkungen für die gerichtliche
Praxis sowie

• Krankheitsbedingte Kündigung geschult.

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter der So-
zialgerichtsbarkeit beschäftigten sich in zwei Schulun-
gen mit den Themen:
• geplante Novellierung der gesetzlichen Unfallver-

sicherung (SGB VII),
• Fortentwicklung der Rechtsprechung zu SGB II an-

hand ausgewählter Entscheidungen des Bundes-
sozialgerichts und des Landessozialgerichts Nieder-
sachsen-Bremen

• Macht und Ohnmacht der Rechtsprechung – ein
Lehrstück aus der gesetzlichen Rentenversicherung.

Niedersachsen

Eine gesonderte Veranstaltung zur aktuellen Rechts-
sprechung unter anderem zur Inhaltskontrolle von
Arbeitsverträgen, Leiharbeit und Werkverträgen sowie
Neues zu Hartz IV richtete sich in diesem Jahr wieder
an die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter beim
Landesarbeitsgericht Niedersachsen.

Die Seminare sind mit Unterstützung der Rechtsschutz-
sekretärinnen und -sekretäre der DGB Rechtsschutz
GmbH, Juristinnen und Juristen der Mitgliedsgewerk-
schaften sowie Rechtsanwälten durchgeführt worden.

Über die Belastung insbesondere der Sozialgerichte
aufgrund der Hartz IV-Gesetzgebung haben Vertre-
terinnen und Vertreter der Fachgruppe Richter und
Staatsanwälte in ver.di sowie eine Vertreterin des DGB-
Bezirks in einem Gespräch mit der niedersächsischen
Justizministerin Frau Heister-Neumann hingewiesen
und um Unterstützung gebeten. Thema war auch die
von der Ministerin vertretene Zusammenlegung der
Gerichtsbarkeiten. Diesbezüglich wird es weitere Ge-
spräche geben.

Sachsen-Anhalt

Eine intensive Diskussion hat in Sachsen-Anhalt der
Gesetzentwurf zur Zusammenlegung und Schließung
von Gerichten hervorgerufen. Zu diesem Thema hat
der DGB mehrere Gespräche mit der Justizministerin
Prof. Dr. Angela Kolb geführt.

Ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter
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Im Jahr 2007 hat der DGB-Bezirk sein Engagement für
die DGB-Orts-, Kreis- und Stadtverbände weiter ausge-
baut. Das Seminarprogramm für Ehrenamtliche, das
der DGB zusammen mit ARBEIT UND LEBEN Nieder-
sachsen e. V. aufgelegt hat, bildet dabei einen Schwer-
punkt. Die steigenden Teilnehmerzahlen und die posi-
tiven Rückmeldungen zeigen, dass die Regionalisie-
rung des Bildungsprogramms ein Erfolgsmodell ist. Die
Themen sind exakt auf die Anforderungen der Ehren-
amtlichen zugeschnitten, werden möglichst ortsnah
durchgeführt und halten dadurch die zeitliche Belastung
der Teilnehmenden in Grenzen.

Wie im Vorjahr fanden zwei zentrale Konferenzen für
die DGB-Ehrenamtlichen statt. Sie waren mit dem
Motto „Fairteilen – das geht besser!“ miteinander ver-
knüpft und rundeten die Angebote des Bildungspro-
gramms ab.

Im Frühjahr trafen sich die Vorsitzenden der örtlichen
DGB-Vertretungen in Halberstadt zur Strategiekonfe-
renz. Während am Freitagabend Informationen zur
DGB-Trendwende im Vordergrund standen, ging es am
Samstag in vier Arbeitsgruppen um die Umsetzung von
Planungen vor Ort. Die Themen waren:
• Mit 67 Jahren fängt das Leben an!
• Generationensolidarität
• Rente mit 67
• Ohne Moos nix los!
• Kein Lohn unter 7,50 Euro. Wenn ich König von

Deutschland wär’! 
• Über das Verhältnis von Steuern, Löhnen und Ge-

winnen
• Verteilung und Demokratie
• Es gibt viel zu tun! – Für eine öffentlich geförderte

Beschäftigung

Im September trafen sich alle interessierten Ehren-
amtlichen in der Heimvolkshochschule (HVHS) Hustedt
zur alljährlichen „best-practice“-Konferenz. Im Vorder-
grund standen praktische Werkstätten. Es wurden
Postkarten gestaltet und Aktionen entwickelt, um die
Themen vor Ort in die Öffentlichkeit zu bringen. Fol-

gende Themen standen auf der Tagesordnung: 
• „Was tun, wenn die Nazis kommen?“, 
• „Armut trotz Arbeit“, 
• „Eine gute Ausbildung für Alle!“ und 
• „Danke für Nichts! Eine Postkartenaktion gegen

Sozialabbau“.

Die Aktionen wurden in Hinblick auf die in Januar 2008
anstehenden Landtagswahlen entwickelt. Inhaltliche
Unterstützung fanden die DGB-Ehrenamtlichen durch
die Materialien des DGB-Bezirks „Niedersachsen hat
mehr verdient!“ zu den Landtagswahlen. 

Dass die gewerkschaftliche DGB-Arbeit im den Kom-
munen ein Erfolgsmodell ist, zeigt sich in der Grün-
dung neuer Anlaufstellen. 2007 wurde der Stadtver-
band Emden neu belebt und in Sachsen-Anhalt ent-
standen neue Anlaufstellen in Stendal, in Haldensleben
sowie in Genthin im Jerichower Land.

Ehrenamtlichenarbeit
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Postkarte „Augen auf“ – ein Ergebnis der „best-practice“-Konferenz, veröffentlicht von der DGB-Region
Osnabrück-Emsland



Niedersachsen

Schwerpunkt der politischen Debatte im Arbeitskreis
der DGB-Senioren in Niedersachsen war das Thema
„Rente mit 67? Nein Danke! Für einen solidarischen
Sozialstaat“. Unter diesem Motto haben die Seniorin-
nen und Senioren mehrfach Aktionen durchgeführt,
unter anderem einen Aktionstag am 24. Februar in
Hannover. Darüber hinaus veranstalteten sie eine
Arbeitstagung in der Heimvolkshochschule Hustedt
zum Thema „Demographischer Wandel“. Eine Unter-
schriftenliste, die sich an die Enquete-Kommission
„Demographischer Wandel“ richtete, wurde im Nie-
dersächsischen Landtag überreicht.

In der Region Oldenburg-Wilhelmshaven konnte auf
Initiative des DGB ein örtlicher Seniorenarbeitskreis
neu gegründet werden. Er hat bereits eine erste Veran-
staltung zu aktuellen politischen Themen mit über 150
Teilnehmern durchgeführt.

Sachsen-Anhalt

Vorsitzender der DGB-Senioren in Sachsen-Anhalt ist
Rolf Herrmann. Er vertritt ihre Interessen im DGB-Lan-
desvorstand sowie im Bündnis Soziale Bewegung. Eine
Konferenz zur Gesundheitsreform im Februar war gut
besucht. Mitte des Jahres fand eine Veranstaltung mit
über hundert Teilnehmerinnen und Teilnehmern zum
Thema Angleichung Ost- an Westrente statt. Diese
Konferenz fand in Halle in Zusammenarbeit mit ver.di,
der DGB-Region Süd und dem Seniorenrat der Stadt
Halle statt. Dort wurde der Stufenplan verabschiedet,
nach dem die Angleichung an den Entgeltpunkt West
bis 2016 erfolgen soll. In der letzten Sitzung des
Arbeitskreises im Jahr 2007 haben sich die DGB-
Senioren intensiv mit der Pflegereform und der Quali-
tät in der Pflege in Sachsen Anhalt auseinandergesetzt.

Die Bereitschaft zur Mitarbeit der Ehrenamtlichen und
vor allem der Senioren und Seniorinnen ist für den
DGB von großer Bedeutung. Deshalb werden der DGB
und seine Gewerkschaften die Senioren-Aktivitäten
auch im nächsten Jahr aktiv unterstützen.

Aktive DGB-Seniorinnen
und -Senioren
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Das Projekt zu den Themen „Arbeitergeschichte, Kul-
turarbeit und Veranstaltungsmanagement“ ist auf 18
Monate angelegt.

Die bisherigen Schwerpunkte im Bereich Arbeiterge-
schichte waren Materialsammlungen für die Besetzun-
gen der Gewerkschaftshäuser 1933 in Niedersachsen,
Bremen und Sachsen-Anhalt, die Bücherverbrennungs-
aktionen der Nazi und die Erstellung einer synopti-
schen Datensammlung über das erste Halbjahr 1933.
Die Datensammlung und eine Übersicht über Bilder zu
den Gewerkschaftshausbesetzungen werden zu Be-
ginn des Jahres 2008 fertig gestellt sein.

November 2007 wurden DGB-Ehrenamtlichen aus Nie-
dersachsen und Bremen im Rahmen von zwei gut be-
suchten Wochenendseminaren Techniken zur Gestal-
tung von Zeitzeugen-Interviews und der Umgang mit
historischen Materialien vermittelt.

Im Rahmen eines Hintergrundgespräches haben wir im
Dezember Medienvertretern in Hannover den aktuel-
len Stand der Materialien vorgestellt. Es konnten erste
Absprachen zur Berichterstattung zu den Gewerk-
schaftshausbesetzungen und der Bücherverbrennungen
getroffen werden. In über 200 Arbeiterbibliotheken
waren Anfang 1933 etwa 2,5 Millionen Bücher vorrä-
tig, nach 1945 standen nur noch knapp eine Millionen
Bücher zur Verfügung; viele Bücher wurden während
der bekannten Bücherverbrennungen vernichtet.

Im Rahmen der Erkundungen für den Zeitrahmen 1945
bis 1990 wurde eine erste Daten- und Materialsamm-
lung aus der Arbeit der Allgemeinen Gewerkschaft,
des DGB und des FDGB (britische sowie sowjetische
Besatzungszonen) begonnen.

Zu Gedenktagen im Jahr 2008 planen wir eigene Ver-
anstaltungen.

Einer der Veranstaltungshöhepunkte 2007 war die Prä-
sentation der DGB-Gewerkschaften auf der „Ideen-
Expo 2007“ auf dem hannoverschen Messegelände. In

neun Tagen konnten wir etwa 20.000 Schülerinnen
und Schüler mit ihren Lehrerinnen und Lehrern an
unserem Aktions- und Informationsstand begrüßen,
Gespräche führen und Verabredungen treffen. Die
Nachhaltigkeit der Gespräche wurde durch ein Quiz
gesichert, die Preise waren Betriebsbesichtigungen in
Verbindung mit Gesprächen unter Beteiligung von
Betriebsräten und Mitgliedern der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen – annähernd 70 Preise wurden
in den neun Präsentationstagen vergeben.

Arbeitergeschichte und
Kulturmanagement
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Besetzung des Volksfreundehauses in Braunschweig am 9. März 1933

Stand der DGB-Gewerkschaften auf der „IdeenExpo 2007“



Im Rahmen seiner internationalen Kontakte hat der
DGB 2007 bereits zum vierten Mal ein Praktikum für
belarussische Gewerkschafter angeboten.

Zwei Mitglieder der unabhängigen belarussischen Ge-
werkschaft sowie der Metallarbeitergewerkschaft wur-
den durch einen Dolmetscher der Friedrich-Ebert-Stif-
tung unterstützt und haben ein abwechslungsreiches,
vierwöchiges Programm in Niedersachsen und Bremen
erlebt. Neben intensiven Kontakten zu Gewerkschaf-
ten wie der NGG und der IG BCE oder zu Betriebsräten
wurden ihnen Betriebsbesuche und Diskussionen über
gesellschafts- und sozialpolitische Fragen in Deutsch-
land geboten.

Auch beim Besuch einer Gruppe junger belarussischer
Gewerkschafter standen betriebliche und gewerkschaft-
liche Kontakte sowie gesellschaftspolitische Informa-
tionen auf der Tagesordnung.

Ein weiterer Schwerpunkt des internationalen Austau-
sches war der Gegenbesuch des DGB-Bezirks zusam-
men mit dem DGB Nord im Juli bei der Gewerkschaft
Histradut in Haifa/Israel. Neben vielen Fragen zur Ge-
schichte des Landes Israel und zur aktuellen politischen
Situation wurden auch gewerkschaftliche Aufgaben-
stellungen erörtert.

Die Partnerschaft zwischen dem DGB Bremen-Bremer-
haven und der CGIL Provinz Livorno besteht seit 2003.
Seitdem haben mehrere Treffen zwischen den Vorsit-
zenden und Vertreterinnen und Vertretern beider Dach-
verbände stattgefunden. Im Rahmen von Wochensemi-
naren in Livorno und Bremerhaven trafen sich Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter aus den maritimen
Bereichen (Hafenwirtschaft und Werften) zum Infor-
mationsaustausch. Daraus sind dann zwei Projekte ent-
standen, die von der EU im Rahmen des „Sozialen
Dialogs“ gefördert wurden. Ein Weiteres befindet sich
in der Genehmigungsphase. 

Das zurzeit laufende EU-Projekt „LINKS – Chancen und
Grenzen von Euro-Betriebsräten im maritimen Trans-
portsektor“ beschäftigt sich mit den Möglichkeiten von
europäischen Interessensvertretungsstrukturen in der
Hafenwirtschaft. Beteiligt sind zudem Interessenver-
treter aus Rijeka (Kroatien), Konstanza (Rumänien) und
der ETF. Die Projektleitung hat die FILT-CGIL Toscana.

Ein weiteres Projekt mit dem Titel „Vereinbarung regio-
naler Gewerkschaften im Industrialisierungs- und Stand-
ortverlagerungsprozess in Europa“ befindet sich zur
Zeit in der Genehmigungsphase bei der EU-Kommis-
sion. Projektteilnehmer sind die CGIL Livorno (Italien)
LO Stockholm (Schweden), der DGB Bremen (Deutsch-
land), BNS Bukarest (Rumänien) und MszOsz Budapest
(Ungarn). Ziel des Projektes ist es, ein Netzwerk regio-
naler Gewerkschaften in Europa zu schaffen, Beispiele
„Guter Praxis“ zu definieren, um eine Vereinbarung zu
etablieren, wie Gewerkschaften Standortverlagerungen
managen und wie neue multinationale leistungsfähige
Unternehmen angesiedelt werden können.

Internationaler Austausch
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DGB und Histadrut-Vertreter unterzeichnen Partnerschaftserklärung 



Aktive Medienarbeit
Presseanfragen bearbeiten, Veranstaltungen und poli-
tische Aktivitäten der Fachabteilungen pressewirksam
begleiten, zu ausgewählten Themen Pressegespräche
durchführen – das steht im Mittelpunkt der Öffentlich-
keitsarbeit in den drei Bundesländern. DGB-Vertrete-
rinnen und -Vertreter sind gefragte Partner für Inter-
views, Statements und O-Töne, sei es zu Jugend-
arbeitslosigkeit oder Hartz IV, Rechtsextremismus oder
Gleichberechtigung.

Im Mittelpunkt der rund vierzig Pressemitteilungen, die
der DGB in Niedersachsen 2007 herausgegeben hat,
standen landespolitische Kommentare und Forderun-
gen. Sie fanden zum Großteil in den Medien Widerhall
oder boten Anlass für Interviewanfragen. In Pressege-
sprächen stellte der DGB seine Aktivitäten zur Land-
tagswahl 2008, die Forderung nach „Verhandeln statt
Verordnen“ für Beamtinnen und Beamte, eine Bewer-
tung der Hochschulpolitik sowie seine bildungspoliti-
schen Forderungen vor. Gemeinsam mit Umweltverbän-
den präsentierten wir den Medien im Dezember zwölf
Leitlinien für gute Umweltpolitik in Niedersachen.

Das Fastnachtgespräch, ein Hintergrundgespräch der
gewerkschaftlichen Pressesprecher für niedersächsische
Medien am Faschingsdienstag, hat in diesem Jahr be-
reits zum dritten Mal in Folge stattgefunden. Es dient
sowohl der Kontaktpflege, als auch der Vorstellung der
Jahresplanung der Gewerkschaften. Auch 2007 war
das Interesse daran bei Journalistinnen und Journalisten
sehr groß.

Auch der DGB in Bremen hat sich mit Pressemitteilun-
gen zum politischen Geschehen zu Wort gemeldet. In
den lokalen Medien Funk, Fernsehen und Presse wur-
den die Beiträge wiedergegeben. Das gesamte Jahr
über organisierte der DGB außerdem zusammen mit
den Mitgliedsgewerkschaften Infostände in Bremen,
Bremerhaven und Bremen Nord.

Rechtsextreme in Kommunalparlamenten, doppelter
Abiturjahrgang und Lehrstellenmangel, Bürgerarbeit,

Minijobs und Mindestlohn und natürlich immer wieder
die Auswirkungen der Hartz-Gesetze – von der Kinder-
armut bis zur Wohnraumsperrung für Hartz-IV-Emp-
fänger – , das waren Themen, zu denen sich der DGB
2007 in Sachsen-Anhalt geäußert hat. „In Sachsen-
Anhalt ist ein Drittel aller Kinder hilfebedürftig“, hat-
ten wir eine Pressemitteilung am 15. August 2007
überschrieben und damit eine länger andauernde Dis-
kussion über die Auswirkungen der Hartz-Gesetze in
den Landesmedien ausgelöst. In zahlreichen Pressebei-
trägen anderer Organisationen und Autoren wurde die
gewerkschaftliche Perspektive aufgegriffen, um damit
Kritik an den Auswirkungen der Hartz-IV-Regelungen
zu üben. Der DGB als Themen-Setter? Es ist uns gelun-
gen, den andauernden Mangel an betrieblichen Lehr-
stellen landesweit im öffentlichen Bewusstsein zu ver-
ankern. Angesichts der andauernden Beschönigungs-
meldungen der Landesregierung ein notwendiger
Schritt. Wenn die Landesregierung auf unsere offensive
Pressearbeit zum Lehrstellenmangel mit dem Vorwurf
der „Panikmache“ reagiert, liegen wir genau richtig.

Der DGB im Netz
Die Internet-Auftritte der drei Landesebenen werden
kontinuierlich gepflegt und spiegeln unsere Inhalte,
Aktivitäten und Kampagnen. Ein elektronischer News-
letter informiert DGB-Beschäftigte, Gewerkschaften,
PolitikerInnen in Bund und Land sowie Interessierte
regelmäßig über unsere Themen und Termine.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Zahl der monat-
lichen BesucherInnen auf unseren Internetseiten er-
neut erhöht. Das zeigt, dass das Internet ein immer
wichtiger werdendes Kommunikationsmittel für uns ist.

Immer mehr DGB-Regionen steigen auf das einheitli-
che Design um und nutzen das gemeinsame Redak-
tionssystem. Das trägt zu einem einheitlichen Erschei-
nungsbild bei und erleichtert die Zusammenarbeit
untereinander.
www.niedersachsen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de
www.dgb-bremen.de

Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit
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Kampagnen umsetzen

Zur Landtagswahl in Niedersachsen, die im Januar
2008 stattfinden wird, entwickelte der DGB mit den
Gewerkschaften abgestimmte, landespolitische Forde-
rungen. Den Landesmedien wurden diese Mitte Sep-
tember präsentiert. In Gewerkschaften, Betrieben, DGB-
Regionen und -Ortsverbänden sind ab Oktober Bro-
schüren, Flyer und Postkarten mit dem Motto „Nieder-
sachsen hat mehr verdient! Gute Arbeit. Soziale Gerech-

tigkeit.“ verteilt worden. Eine Synopse stellt die Inhalte
der Parteiprogramme den DGB-Forderungen gegenü-
ber und ist somit Arbeitshilfe zur Vorbereitung von Dis-
kussionsveranstaltungen mit den Kandidatinnen und
Kandidaten vor Ort. Eine Befragung der Spitzenkandida-
tinnen und -kandidaten zu den DGB-Positionen wurde
für das Internet aufbereitet. Unser Ziel: Menschen zur
Wahl zu bewegen und sie aufzufordern, die Program-
me der Parteien auf ihre Arbeitnehmertauglichkeit zu
überprüfen.

Beim Tag der Offenen Tür im Landtag am 24. Februar
beteiligte sich der DGB mit einem Quiz rund um das
Thema Löhne. Bei der Quizshow „Das haben Sie ver-
dient!“ lösten Landtagsbesucherinnen und -besucher
knifflige Fragen zu Niedrig- und Mindestlöhnen. Bei
jeder gelösten Frage sprang Behindertensportler Rein-
hold Bötzel und erreichte so die magische Mindest-
lohn-Marke von 7,50.

Beim Bundesparteitag der CDU in Hannover Anfang
Dezember erhielten die CDU-Delegierten eine „Weih-
nachtsgeschichte der anderen Art“. Darin erscheint
der Engel des Herrn den in Hannover versammelten
Delegierten und legt ihnen nahe, sich für Mindest-
löhne in allen Branchen, höhere Hartz-IV-Regelsätze,
und gleiche Arbeitsbedingungen für Leiharbeitnehmer
einzusetzen. Unsere Forderungen fanden die Unions-
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Reinhold Bötzel überspringt symbolisch die Mindestlohn-Marke von 7,50 Euro.DGB-Aktion zum CDU-Bundesparteitag



vertreter auch auf überdimensionalen Geschenkpake-
ten unter einem drei Meter hohen Weihnachtsbaum.
Fotos von der Aktion fanden den Weg auch in überre-
gionale Medien.

In Bremen war die Bürgerschaftswahl im Mai des Jah-
res Schwerpunkt für öffentlichkeitswirksame Aktionen.
Durch Infostände, Plakate in Straßenbahnen und die
Verteilung von Postkarten hat der DGB die Bremerin-
nen und Bremer aufgefordert, sich an der Wahl von
demokratischen Parteien zu beteiligen.

Großes Medienecho hat der Mindestlohnaktionstag im
September hervorgerufen. Der Mindestlohntruck von
NGG und ver.di wurde auf dem Marktplatz von Stän-
den der Mitgliedsgewerkschaften begleitet. Der DGB
Bremen hat zusammen mit der Arbeitnehmerkammer
an einem Infostand über das Thema Zeitarbeit infor-
miert. Knapp 2.000 Unterschriften konnten für den
Mindestlohn gesammelt werden.

Das Thema Mindestlöhne hat auch 2007 öffentlich
wahrnehmbare Impulse aus Sachsen-Anhalt erhalten.
DGB und Gewerkschaften haben im „Bündnis
Mindestlohn Sachsen-Anhalt“ dazu beigetragen. Kon-
ferenzen, regionale Veranstaltungen oder die Aktion
„9 X 99 Luftballons“ am 11. April auf dem Magdebur-
ger Domplatz belegen das. Bei der technischen Reali-
sierung dieser Ballon-Aktion haben sich insbesondere
die KollegInnen der IG BAU als Event-Profis erwiesen.
Trotzdem blieb die mediale Resonanz unbefriedigend.
Die Printmedien, die vom Anzeigengeschäft mit den im
Dumpinglohnsektor agierenden Discountern abhängig
sind, halten sich bei der Landes-Berichterstattung zum
Thema Mindestlohn zurück.

Zehn Jahre DGB-Filmpreis
Der DGB-Preis für gesellschaftlich in besonderer Weise
engagierte Filme wurde in diesem Jahr bereits zum
zehnten Mal beim Internationalen Filmfest Emden-Nor-
derney verliehen. Mit diesem Publikumspreis in Höhe
von 5.000 Euro fördern wir seit 1998 zusammen mit
unseren Mitgliedsgewerkschaften Regisseurinnen und

Regisseure, die sich intelligent und einfallsreich aktuel-
len gesellschaftlichen Themen widmen.

Der Preis ging in diesem Jahr an die französische Regis-
seurin Marion Hänsel. Ihr Film „Sounds of Sand“ über-
zeugte das Publikum und erhielt neben der DGB-
Auszeichnung auch den Bernhard-Wicki-Preis. „Sounds
of Sands“ erzählt eine erschütternde Familiengeschich-
te über die Folgen von Klimawandel und Bürgerkrieg in
Afrika. Den DGB-Filmpreis 2007 überreichten DGB-
Bezirksvorsitzender Hartmut Tölle und Wilfried Alberts,
IG Metall Emden, bei der Preisverleihungsgala in Emden.

Aus Anlass des zehnjährigen Jubiläums des DGB-Film-
preises zeigte das Festival den argentinischen Film „La
Demolición“ als deutsche Premiere – eine lakonische
Komödie um einen Angestellten, der sich weigert, sei-
nen Arbeitsplatz zu verlassen, obwohl seine Fabrik
schon längst geschlossen ist.

Michael Kleinschmidt vom Kölner Institut für Kino und
Filmkultur hat die DGB-Filme beim Filmgespräch vorge-
stellt. Anlässlich des Jubiläums lud der DGB zum Emp-
fang „Blaue Stunde“ ins Foyer des Apollo-Kinos.

Medienpolitik
Vertreterinnen und Vertreter der Gewerkschaften im
DGB-Bezirk sind in den Rundfunkräten des MDR, NDR
und Radio Bremen sowie in den Medienanstalten der
Länder vertreten. Die Pressesprecher arbeiteten aktiv in
der AG Medienpolitik beim DGB-Bundesvorstand mit.
Die gewerkschaftliche Präsenz in sachsen-anhaltischen
Gremien der Medienaufsicht hat sich um eine wesent-
liche Personalie verstärkt: Der DGB-Landesvorsitzende
Udo Gebhardt hat einen Platz im MDR-Rundfunkrat
eingenommen und arbeitet dort im Haushaltsaus-
schuss und in der Landesgruppe der Dreiländeranstalt
mit. Der DGB-Vertreter in der Versammlung der
Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA) Bernhard Becker
arbeitet im MSA-Rechtsausschuss und war, vermittelt
durch die MSA, in mehrere Konferenzpodien zur Zu-
kunft der Bürgermedien und in die Jury des Mittel-
deutschen Fernsehpreises gebeten worden.
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Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzende 

Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle
Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt
Sekretariat: Brigitta Moleski
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 0511 12601-21

Jugend

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de
Sekretariat: Ute Kamradek
Fon: 0511 12601-61

Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik/
Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de
Sekretariat: Christina Hensel, Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601–25/-33

Bildungspolitik/
Arbeits- und Sozialrichter/
Öffentlicher Dienst/Beamte

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick@dgb.de
Sekretariat: Anke Schulze, Christa Woydte
Fon: 0511 12601–21/-54

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Bernd Lange
E-Mail: bernd.lange@dgb.de
Sekretariat: Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de
Sekretariat: Sandra Bunzel
Fon: 0511 12601–26 

Referentin für Organisation,
Frauen- und Gleichstellungspolitik
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: dorothea.braunert@dgb.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medienpolitik

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: dgb-bremen@dgb.de
Net: www.dgb-bremen.de

Regionsvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Sekretariat: Hella Gallus
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Sabine Herold
E-Mail: sabine.herold@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt
Sekretariat: Marlies Quaas
E-Mail: marlies.quaas@dgb.de
Fon: 0391 62503-15

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt

Klaus Zimmermann
E-Mail: klaus.zimmermann@dgb.de
Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Bildung und Frauen

Petra Richter
E-Mail:petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-10

Jugend

Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Sven Michalak
E-Mail: sven.michalak@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-17/-30

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz,
Medienpolitik, Migration

Bernhard Becker
E-Mail:bernhard.becker@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 21876-54
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Petra Tiesmeyer

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-15/29
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-Mail: bremen@dgb.dev

Büro Bremerhaven

Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 
27576 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de

5
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

6
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax: 04131 223396-20
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Am Wasserturm 37, 29223 Celle
Fon: 05141 279657
E-Mail: celle@dgb.de

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Achim Barchmann

Wilhelmstr. 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Büro Helmstedt

Harsleber Torstr. 15, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Büro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884441
Fax: 05341 884417
E-Mail: hansi.volkmann@dgb.de

Büro Wolfenbüttel-Nord

Rosenwall1, 38300 Wolfenbüttel
Fon: 05331 27984
Fax: 05331 902062

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1, 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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8
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Lothar Hanisch

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097, Fax:  0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452. Fax:  05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark
Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-von-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Burg

Schartauer Str. 11, 
39288 Burg
Fon: 03921 636607

Büro Haldensleben

Lange Str. 8
39340 Haldensleben
Fon: 03904 725541

Büro Salzwedel

Goethestr. 22
29410 Salzwedel
Fon. 03901 423106 
Fax: 03901 423101

Büro Schönebeck

Welsleber Str. 55
39218 Schönebeck
Fon: 03928 425049
E-Mail: sbk.dgb@t-online.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 257970
Fax: 03931 314983
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzender (komm.) : Udo Gebhardt

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443043
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr. 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Augustastr. 1, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Hettstedt

Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 6826910

Büro Sangerhausen

Kylische Str. 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571753

Büro Weißenfels

Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon: 03445 703431

Büro Zeitz

Am Kalktor 21, 06712 Zeitz
Fon: 03441 310323
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Jürgen Sakschewski

Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
Net: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Dr. Brigitte Brück

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
Fax: 0421 96089-20
E-Mail: info@aulbremen.de
Net: www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremerhaven e. V.

Caren Emmenecker

Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
Fax: 0471 92231-17
E-Mail: info@arbeitundleben-bhv.de
Net: www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80
E-Mail: magdeburg@arbeitundleben-nds.de
Net: www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2c,30167 Hannover
Fon: 0511 7624696 
Fax: 0511 7625988
E-Mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39 / Barkhof, 28209 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-Mail: info@deg.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-Mail: tbs.bremen@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V. 

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Stresemannstr. 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699
E-Mail: gaisa@t-online.de 
Net: www.gaisa.de

Unsere Partner vor Ort



Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bonder

Arndtstr. 20, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel

Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-3281
Fax: 0421 218-2680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
Fax: 0541 33807-1877
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
Fax: 0511 762-19321
E-Mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen – Gewerkschaften
Region SüdOstNiedersachsen an der 
TU Braunschweig

Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-Mail: koop-son@tu-braunschweig.de
Net: www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-Mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523840
Fax: 0345 5527331
E-Mail: koop-dgb@uni-halle.de
Net: www.koop-dgb.uni-halle.de
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Hartmut Tölle
Vorsitzender

Udo Gebhardt
stellv. Vorsitzender

Bernd Lange Ulrich Gransee Frank Ahrens Helga Papendick-Apel Tina Kolbeck

Wirtschafts- und
Strukturpolitik

Umweltpolitik

Hochschulpolitik
Europapolitik/

Projekte

Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik/

Sozialpolitik

Handwerk

Organisation/
Interne Koordination

Arbeitsschutz

Jugendpolitik

Migration

Bildung

Berufliche Bildung

Öffentlicher Dienst/
Beamte

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit

Organigramm des Bezirks

Walter Weike

Senioren

Personal
Petra Hinske

Finanzen/Controlling
Bärbel Niederhut

PC-Anwendung/
Datenverarbeitung

Gunda Jortzig

Frauen- und
Gleichstellungspolitik

Dorothea Braunert

Projekt: Arbeiterge-
schichte/Kulturarbeit
Gundolf Algermissen

Organigramm 
der Bezirksverwaltung
(Stand Dezember 2007)






